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FRITZ NAPHTALI, BERLIN

Arbeitsbeschaffung
Zum zweiten Teil des Gutachtens des Brauns-Ausschusses

Die Kommission, die unter dem Vorsitz des früheren

Reichsarbeitsministers Dr. Brauns eingesetzt wurde, um
ein Gutachten zur Arbeitslosenfrage zu erstatten, hat

sich zunächst mit der Frage der Verteilung der vor¬

handenen Arbeitsgelegenheit beschäftigt und dabei,
wenn auch mit allzu weitgehenden Beschränkungen,
grundsätzlich der gewerkschaftlichen Forderung auf

VerkürzungderArbeitszeit zugestimmt. Der

zweite Teil des Gutachtens behandelt die Bekämpfung
der Arbeitslosigkeit durch Arbeitsbeschaffung. Es ist

ganz selbstverständlich, und insoweit wird von allen

Seiten den Gedankengängen des Gutachtens zuge¬
stimmt werden, daß die entscheidende Aufgabe in der

'Arbeitslosenfrage in der Beschaffung von Arbeit liegt,
und daß demgegenüber die Fragen der Unterstützung,
so entscheidend wichtig sie für diejenigen sind, die

keine Arbeit haben, immer nur als ein höchst unzuläng¬
liches Aushilfsmittel angesehen werden können.

Das Gutachten streift nur flüchtig die Gesamtursachen

der gegenwärtigen Weltwirtschaftskrise und der be¬

sonderen Lage der deutschen Wirtschaft innerhalb

dieser Krise, um dann bei der Erörterung der möglichen
Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung von der richtigen
Tatsachenfeststellung auszugehen, daß sich die deutsche

Wirtschaft heute in einer Erstarrung befindet, die

zum Teil auf weltwirtschaftlichen und weltpolitischen
Ursachen beruht, zum anderen Teil innerpolitisch und

innerwirtschaftlich zu erklären ist. Im innerdeutschen

Entscheidungsbereich liegt die Möglichkeit, durch Ar¬

beitsbeschaffung durch die öffentliche Hand einen

Anstoß zur Auflockerung der Erstarrung, zur Be¬

lebung der Wirtschaft zu geben.

„Sollen Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung nicht nur

eine zeitweilige Minderung der Arbeitslosigkeit, sondern

darüber hinaus eine Belebung der Gesamtwirt¬
schaft bringen, die einer wachsenden Zahl von Arbeits¬
kräften zugute kommt, so muß es sich um weit-

greifende Pläne und um den Einsatz großer
Mittel handeln."

Die Auffassung, daß durch große Arbeitsbeschaffungs¬
aktionen außerordentlich nützliche konjunktürpolitische
Wirkungen erzielt werden können, teilen wir durchaus.

Die Erfahrungen mit dem großen Arbeitsbeschaffungs¬
programm des Jahres 1926 waren keineswegs ungünstig,
wenn auch das Maß der Einwirkung der damaligen
Maßnahmen auf die Konjunktur deshalb schwer zu be¬

urteilen ist, weil die Maßnahmen mit anderen Faktoren

des Konjunkturaufstiegs zeitlich zusammenfielen. Im

Jahre 1930 wurde zwar auch von einem Arbeitsbeschaf¬

fungsprogramm gesprochen, die Vorverlegung von

Aufträgen, die man aber tatsächlich vornahm, war so

geringfügig, daß sie angesichts der Schärfe der fort¬

schreitenden Depression ziemlich wirkungslos bleiben

mußte. Gegenwärtig mag der Zeitpunkt, wenn man

annimmt, daß der Tiefpunkt der Depression erreicht

ist, für den Anstoß günstiger sein als im Vorjahr. Das
Entscheidende bleibt aber immer die Frage, in welchem

Maße es gelingt, Mittel zu beschaffen, um den Anstoß
wirklich so wirksam gestalten zu können, daß er We¬

sentliches gegen die Erstarrung der Gesamtwirtschaft
zur Belebung der Konjunktur beitragen kann.

Das Brauns-Gutachten hat zu dieser entscheidenden

Frage der Kapitalbeschaffung leider nicht viel Neues

zu sagen gewußt. Die Durchführung eines Arbeits¬

beschaffungsprogramms bedingt nicht, so heißt es, daß

das Kapital an anderer Stelle der deutschen Wirtschaft

entzogen wird; vielmehr solle Kapital nutzbar gemacht
werden, welches ohne diese Maßnahme nicht zur Ver¬

fügung stehen würde. Das technische Mittel zur Bereit¬

stellung des Kapitals sind langfristige Kredite. In

Deutschland sei zurzeit die Aufnahme von Kapital in

ausreichendem Umfange nicht möglich, deshalb sei die

Heranziehung von A us 1 a n d s k a p i t a 1 —

vorausgesetzt, daß es zu erträglichem Zinsfuß zu er¬

halten ist — erforderlich.

Da es Zeiten gab, die nicht weit hinter uns liegen, in

denen sich maßgebende deutsche Stellen gegen die

Aufnahme ausländischer Kredite für nützliche Arbeiten,
die der Arbeitsbeschaffung gedient hätten, gesträubt
haben aus einer falschen Abschätzung des volkswirt¬

schaftlichen Nutzens und der volkswirtschaftlichen

Lasten, die mit der Kapitaleinfuhr verbunden sind, ist

es durchaus zu begrüßen, daß die Brauns-Kommission

diesen Irrlehren entgegentritt und sich mit Nachdruck

auf den Standpunkt derjenigen stellt, die schon seit

langem jede mögliche Kapitaleinfuhr für die Inangriff¬
nahme von wirtschaftsbelebenden Arbeiten befürwortet

haben. Aber leider müssen wir uns darüber im klaren

sein, daß zwischen dem Aussprechen des Wunsches

zur Heranziehung von Auslandskapital und der Ge¬

währung ausländischer Kredite an Deutschland für

diese Zwecke eine sehr weite Spanne liegt, und

daß es im gegenwärtigen Augenblick außerordentlich

zweifelhaft ist, ob die Bemühungen zur Finanzierung
eines Arbeitsbeschaffungsprogramms durch Auslands¬

anleihen erfolgreich sein können.

Der Brauns-Ausschuß weist selbst auf die innen-

und außenpolitischen Voraussetzungen einer solchen

Krediterschließung mit allem Nachdruck hin, und er

glaubt weiter, daß eine organisatorische Voraussetzung
der Finanzierung im einzelnen ausgearbeitete Pläne für

die Durchführung von Arbeiten seien, die wirtschaftlich



wertschaffend sind und beim Kreditgeber das nötige
Vertrauen erwecken. Als Vorarbeit für diese Planung
hat sich der Ausschuß mit einer Betrachtung der für die

Arbeitsbeschaffung besonders förderungswür¬

digen Arbeitsgebiete beschäftigt. Er zeigt in

kurzen Zügen, daß auf dem Gebiete der Energiewirt¬
schaft (Elektrizität und Gas) solche förderungswürdigen
Aufgaben vor uns liegen, daß auf dem Gebiete des

Verkehrswesens vor allen Dingen die Verbesserung des

alten Straßennetzes notwendig und erwünscht sei, daß

ferner auf dem Gebiete der landwirtschaftlichen Melio¬

rationen und der landwirtschaftlichen Siedlung ge¬

eignete Felder für die Arbeitsbeschaffung liegen, und

daß es schließlich nützlich wäre, der unvermeidlichen

Verminderung der für den Wohnungsbau zur Ver¬

fügung stehenden öffentlichen Mittel wenigstens mil¬

dernd entgegenzutreten.

Wir wollen auf eine Kritik dieser Auswahl der Ar¬

beitsgebiete im einzelnen an dieser Stelle verzichten.

Ueber die Vorschläge auf dem Gebiete der Energie¬
wirtschaft und des Straßenbaues wird im großen ganzen

kaum eine Meinungsverschiedenheit bestehen. Ob die

landwirtschaftlichen Meliorationen und Siedlungsbauten
bei der gegenwärtigen Lage der Landwirtschaft und

ihrem dauernden Subventionsbedürfnis wirklich be¬

sonders geeignet sind für langfristige Neuinvestitionen

erscheint uns problematisch und müßte zum mindesten

im einzelnen sehr sorgfältig durchgeprüft werden. Auf

der anderen Seite glauben wir, daß die positive Ein¬

stellung zu einer Förderung des Kleinwohnungs¬

baues, dessen starke Einschränkung sich gerade in

diesem Jahre verhängnisvoll als eine negative Kon¬

junkturpolitik auf dem Arbeitsmarkt auswirkt, weniger

zaghaft sein sollte, als es in den Formulierungen des

Gutachtens zum Ausdruck kommt. Auf jeden Fall aber

kann es nur nützlich sein, wenn als Grundlage für

Kreditverhandlungen, die man ernsthaft führen will,
bestimmte Pläne von den zuständigen Stellen in ihren

Einzelheiten ausgearbeitet werden, so daß ihre Inan¬

griffnahme sofort möglich wäre, wenn es gelingt, die

Finanzierung zu sichern.

Das Brauns-Gutachten verwirft den Gedanken einer

Finanzierung der Arbeitsbeschaffung durch steuerliche

Maßnahmen, denn sie würde die Entziehung des Ka¬

pitals von anderen Stellen der deutschen Wirtschaft

bedeuten, und sie würde auch, davon abgesehen, der

Hemmung begegnen, daß eine weitgehende Anspan¬

nung der steuerlichen Kraft ohnedies notwendig sein

wird in diesem Jahre, um die Ordnung der öffentlichen

Finanzen in Reich, Ländern und Gemeinden zu sichern,

die auch das Brauns-Gutachten zu den Voraussetzungen
der Kreditwürdigkeit der öffentlichen Hand rechnet.

Die Aufnahme von ausländischen Anleihen ist eine

Frage des praktischen Versuches. Daß die außenpoli¬
tischen Debatten der letzten Wochen, die sich an die

Zollunionspläne angeknüpft heben, nicht gerade geeignet
waren, die Chancen für deutsche Auslandskredite, vor

allen Dingen für eine Verbindung mit dem leistungs¬

fähigen französischen Kapitalmarkt, zu verbessern,
kann leider nicht verkannt werden. Ob die innerpoli¬
tischen Kämpfe, die uns in diesem Sommer bevor¬

stehen, nicht den Charakter einer weiteren Erschwerung
der Kreditneigung des Auslandes tragen werden, muß

zum mindesten im Augenblick recht zweifelhaft er¬

scheinen. Man kann sich also keiner Illusion darüber

hingeben, daß von der Aufstellung der Forderung,
Auslandskapital heranzuziehen, bis zur Verwirklichung
des Planes außerordentlich schwere Hemmnisse zu

überwinden sein werden. Wir stehen trotzdem auf dem'

Standpunkt, daß es die Pflicht der verantwortlichen

Stellen ist, die Möglichkeiten einer Solchen Fi¬

nanzierung großzügiger Arbeitsbeschaffung mit'al-lei'

Sorgfalt abzutasten und jedenfalls nichts un¬

versucht zu lassen, um auf diesem Wege den Vorstoß .

gegen die Erstarrung der Wirtschaft und des Arbeits¬

marktes führen zu können.

Die Frage der Finanzierung auf dem inländischen

Markt wird in dem Gutachten mit dem einen Satz, da£

zurzeit in Deutschland die Aufnahme von- Kapital in

ausreichendem Umfange nicht möglich sei, abgetan.
Wir wollen gewiß gerade angesichts der letzten Emis¬

sionsergebnisse der Postschatzanweisungen keinen

Illusionen über die Aufnahmefähigkeit des deutschen

Anleihemarktes das Wort reden. Aber wir glauben
doch, daß die Frage, ob es Mittel und Wege geben
kann, um den eingeschrumpften Kreditspielraum in der

deutschen Wirtschaft wieder auszuweiten, eine sehr

ernsthafte Prüfung verdient. Ein sozialdemokratisches

Mitglied des Brauns-Ausschusses, Professor Eduard

Heimann aus Hamburg, der nach Erstattung des

zweiten Teiles des Gutachtens aus der Kommission

ausgeschieden ist, hat gleichzeitig im „Magazin der

Wirtschaft" einen eigenen Vorschlag veröffentlicht,
dessen Einbeziehung also offenbar der Ausschuß ab¬

gelehnt hat. Heimann geht davon aus, daß man als

ersten Schritt zur Arbeitsbeschaffung und zur Auf¬

lockerung der wirtschaftlichen Erstarrung die Vorver¬

legung derjenigen öffentlichen Aufträge versuchen

sollte, die unbedingt in diesem Haushaltsjahr fällig
werden und etatisiert sind. Durch Häufung und Vor¬

wegnähme derartiger Bestellungen könnte einerseits

ein gewisser Anstoß zur Besserung am Arbeitsmarkt

unmittelbar ausgehen, vor allen Dingen aber ist es der

Grundgedanke von Heimann, daß diese vorverlegten
Aufträge, hinter denen absolut sichere künftige Zah¬

lungen stehen, dieGrundlage für eine Erweiterung
des Kreditvolumens in der deutschen Wirt¬

schaft um 500 bis 750 Millionen Reichsmark abgeben
könnte. Heimann geht davon aus, dafi in der Krise

infolge der Krediterschütterung und des Danieder-

liegens der Unternehmungslust die Kreditgewährung
übermäßig zusammengeschrumpft ist, und daß es mög¬
lich wäre, durch zentrale Vereinbarungen mit den

Banken diese vorverlegten Aufträge durch zusätzliche

Kredite zu finanzieren, ohne etwa damit eine Entziehung
der Kredite von anderen Schuldnern zu bewirken.

Heimann glaubt, daß diese Erweiterung der Kreditbasis

der Wirtschaft technisch von den Banken um so leichter

durchgeführt werden könnte, als es möglich wäre, ihnen

die erforderliche Liquiditätssicherung durch Rückgriffs-
möglichkeiten auf den Diskontkredit der Reichsbank

zu eröffnen, da ja bei der Reichsbank die Ausschöpfung
des Kreditspielraums, den ihr die Bestimmungen zur

Sicherung der Währung gestatten, gegenwärtig infolge
der wirtschaftlichen Depression nicht erfolgt.

Es ist außerordentlich schwer, von außen her zu be¬

urteilen, ob bei der gegenwärtigen Lage der deutschen

Banken der von Heimann vorgeschlagene Weg prak¬
tisch gangbar ist. Er stellt auch ohne Zweifel gegen¬

über einem großen Arbeitsbeschaffungsprogramm und

seiner Finanzierung durch Auslandsanleihen nur ein

kleines Mittel dar. Aber da auch hier das Wort gilt,
daß der Spatz in der Hand besser ist als die Taube auf

dem Dach, so glauben wir, daß es zum mindesten die

PflichtMer verantwortlichen Stellen ist, die Gangbarkeit
des theoretisch wohl begründeten Vorschlages in der

Praxis auf das sorgfältigste zu prüfen.

Leider muß man zusammenfassend nach der Lektüre

des zweiten Teiles des Brauns-Gutachtens feststellen,

daß auch hier das Heilmittel zur schnellen Herab-

drückung der Zahl der Arbeitslosen oder gar zur Be¬

seitigung der Arbeitslosigkeit nicht gefunden ist. Es

sind im wesentlichen altbekannte Arbeitsbeschaffungs-
ideen- und Kapitalheranziehungspläne, die wieder einmal

aufgefrischt sind. Das ist auf jeden. Fall kein Fehler;

denn gerade wenn niemand, der ehrlich ist, von sich

sagen kann,'daß er über das zauberhafte Allheilmittel
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Verfügt; kommt es immer -wieder darauf an, daß mit

den bescheideneren Teilmitteln im gegebenen Augen¬
blick versucht wird, das irgend Mögliche an Arbeits¬

beschaffung und Ankurbelung der Wirtschaft zu

leisten. Aber wenn man die Hilflosigkeit, mit der alle

Welt der Aufgabe der Liquidierung der Arbeitslosigkeit
in absehbarer Zeit gegenübersteht, nicht verschleiert,

so ergibt sich daraus auf der anderen Seite auch die

zwingende Folgerung, daß eine Gesellschaft, die nicht

in der Lage ist, das Recht auf Arbeit für alle ihre Mit¬

glieder zu verwirklichen, zum mindesten die Verpflich¬

tung hat, die Opfer der Krise, diejenigen, denen man

Arbeit nicht zu schaffen vermag, für die Dauer ihrer

Arbeitslosigkeit menschenwürdig zu erhalten. Soweit

der Arbeitsbeschaffung leider der Erfolg noch versagt
bleibt, wird die Versorgung der Arbeits¬
losen das dringendste Gebot der Stunde, und nichts

kann ungerechter erscheinen, als wenn die gleichen
Kreise, die in der Gestaltung der Wirtschaft zum Wohle
der Gesamtheit vollkommen versagen, den Ausweg
darin suchen, die kärglichen Bezüge der Opfer der

Krise und des Krieges weiter herabzudrücken.

OTTO SUHR, BERLIN

Der Einbruch in die AngesteBltengehälter
Nach längerer Pause veröffentlicht das Statistische Reichs¬

amt in dem zweiten Aprilheft von „W irtschaft und

Statistik" wieder Angaben über den Stand des Lohn¬

niveaus. In dem Aufsatz „Tariflöhne und Tarifgehälter"
vom 1. Januar bis 31. März 1931 werden die Ergebnisse von

sage und schreibe 15 Tarifveränderungen für Angestellten¬

gehälter bekanntgegeben. Die Statistik des AfA-Bundes
verzeichnet zu gleicher Zeit 582 Kündigungen von Gehalts¬

abkommen und 321 neue Abschlüsse! Dabei bemerkt der

Text in „Wirtschaft und Statistik" nur lakonisch, „soweit
in den tarifmäßigen Bezügen der Angestellten in der Be¬

richtszeit Aenderungen eingetreten sind, handelt es sich

durchweg um Kürzungen in etwa der gleichen Höhe wie bei

der Arbeiterschaft". Diese Bemerkung muß im Zusammen¬

hang mit der Tabelle der 15 Tarifveränderungen den Ein¬

druck erwecken, als ob die übrigen Tarifverträge unberührt

•geblieben sind. Mit 12 belanglosen Zeilen begnügt sich das

Statistische Reichsamt, den größten T a r i f k a m p f

der Angestellten seit Jahren zu schildern, ohne auch

nur den Versuch einer Deutung der Situation zu machen.

In dieser Aufmachung ist der Bericht aber nur Mißdeutun¬

gen ausgesetzt, in dieser Form gibt die Darstellung ein

falsches Bild und wäre besser unterblieben.

Wir werden nun versuchen, an Hand der Tarif-
statistik des AfA-Bundes die gegenwärtige Situa-

Tabelle 1. Stand der Tarifbewegungen

a) Kündigung und Abschluß von Mantelverträgen ')

1930/31

Juli
August ....

September .

Oktober ..

November .

Dezember .

Januar ....

Februar ,.

¦März

April
1.Hälfte Mai

Gekündigte Mantelverträgc

ADzahl Be,rUieDe | Angestellte

15

8

34

22

57

86

653)
423)
293)
7»)

802

3 627

4 277

5 371

1578

24 954

21336

6 520

7 609

3 376

341

8 382

24 308

21223

49 613

24 279
116 464

107 975

88 692

53 584

90 375

3 556

Erneuerte bzw. verlängerte
Mantelverträgc*)

für für

Betriebe Angestellte
Anzahl

10

8

16

10

12

15

12

26

41

31

230

1199'

1238

2 076

5 559

4 621

4 564

3 758

15 058

7 531

41474

12 881

37 648

28 803

37 211

35 263

109 669

47 700

66 650

41110

b) Kündigung und Abschluß von Gehaltsabkommen')

1930/31

Juli
August ....

September .

Oktober ..

'November .

Dezember .

Januar ....

Februar
..

März
April
1.Hälfte Mai

Gekündigte Gehaltsabkommen

Anzahl

13

22

14

32

54

161

230

157-1)
195')
793)
281)

für für
Betriebe Angestellte

4416

7 256

1391

5174

9 387

31024

41348

22 775

30 487

8 634

3178

13 002

39 504

26 802

37512

70 485

399 20o

260 131

210 925

171 358

66165

16 798«)

Erneuerte bzw. verlängerte
Gehaltsabkommen")

Anzahl

14

26

19

16

8

23

41

124

156

165

für

Betriebe
für

Angestellte

2 018

3 345

3150

978

1785

4163

11952

36 502

24 913

39 330

9 078

37 849

36 237

12 241

18 934

31522

194 673

399 515

194 149

156 792

*) Die Tabellen sind aufgestellt nadi Eingang der Meldungen bei der
AfA-HauptgesdiHftssfelle. Die in den letzten Tagen ciues Monats aus¬

gesprochenen Kündigungen erscheinen dadurch bereits in der Rubrik
des nädislen Monats.

2) Ein Teil der Abkommen wurde ohne vorausgegangene Kündigung
.Verlängert bzw. erneuert.

*) Verhandlungen über Ncuabsdiluß sdiweben größtenteils nodi.

-*) Von 180 Kündigungen fehlt nodi die Meldung über den Nen-
absdiluß, entweder weil die Verhandlungen nodi sdiweben — oder
prst in den letzten Tagen getätigt wurden.

tion der Tarifkampfe bei den freigewerkschaftlichen An¬

gestelltenverbänden zu umreißen und geben zunächst einen

Ueberblick über die Tarifbewegungen, wie

er seit Mürz in dieser Zeitschrift fortlaufend veröffentlicht

wurde (s. Tabelle 1).
Bei der Kündigung der Mantelverträge, die

hier nicht weiter besprochen werden sollen, handelt es sich

vielfach um Aenderungen, die von Einfluß auf die Gehälter

sind: Im April wurden die drei größten Behöi de n ver¬

trag e, unter die 65 000 Angestellte fallen, gekündigt, um

auf Grund der Notverordnung eine Neuregelung der Ge¬

haltszahlungen bei Krankheit herbeizuführen. In anderen

Fällen ist die Regelung der Kurzarbeit in dem Mantel¬

vertrag mit eingebaut, wenngleich zumeist die Kurzarbeit

im besonderen Abkommen neben den Mantelverträgen ge¬

regelt wurde. Insgesamt sind im Laufe des ersten Quartals
1931 70 Kurzarbeitsabkommen für 280000 Ange¬
stellte abgeschlossen. Eine ausführliche Darstellung der

Kurzarbeit bei den Angestellten hoffen wir demnächst

bringen zu können. Schließlich sind in den Mantelverträgen
vielfach Veränderungen in den Urlaubsbestimmungen vor¬

genommen. Ganz allgemein läßt sich auf Grund einer

stichprobeartigen Umfrage feststellen, daß vielfach Ange¬
stellte nach anderen tieferen Gehaltsgruppen bezahlt wer¬

den, daß die Alterszulage vorübergehend suspendiert wurde

oder aber daß Angestellte (und nicht nur Werkmeister) in

das Arbeiterverhältnis zurückversetzt wurden und rechtlich

und tatsächlich als „Stundenlöhner" tätig sind.

Die Tabelle der Kündigung der Gehalts¬

abkommen läßt deutlich erkennen, wie im Oktober 1930

die Abbauwelle eingesetzt hat, sie erreicht an der

Wende des Jahres ihren Höhepunkt und ebbt im Mai all¬

mählich ab. In diesen sieben Monaten von Oktober bis

April wurden von Seiten der Arbeitgeber 908 Gehalts¬

abkommen gekündigt und 723 erneuert und verlängert. Ein

großer Teil der Verhandlungen schwebt noch, vor allem bei

der Nordwestlichen Gruppe, durch deren Tarifvertrag 30 000

Angestellte erfaßt werden. Bei anderen Tarifverträgen sind

die Verhandlungen gescheitert und besteht tarifloser

Zustand, wie z. B. bei den 18 bezirklichen Gehalts¬

abkommen für die kaufmännischen Angestellten im Bau¬

gewerbe. Bei einem Teil gekündigter Abkommen steht

auch die Meldung der Verbände über den Neuabschluß

noch aus, so daß die Zahlen über Erneuerung und Ver¬

längerung, die zwangsläufig hinter den Angaben über die

Kündigungen hinterherhinken, noch nicht als endgültig an¬

gesehen werden können.

Einen Ueberblick über den Stand der Gehalts¬

abkommen am 1. April 1931 gibt die Tabelle 2. Von

den 1588 durch die AfA-Statistik jetzt erfaßten Gehalts¬

abkommen für 1,4 Mill. Angestellte waren am 1. April rund

ein Viertel gekündigt, fast die Hälfte in der Zeit vom

1. Oktober bis 31. März erneuert oder verlängert, das letzte

Viertel der Gehaltsabkommen war bisher von der Abbau¬

welle noch nicht erfaßt. Aber dieses letzte Viertel trifft

noch nicht 10 v. H. der Angestellten! Mit anderen Worten:

am 1. April war bereits für 90 v. H. der An¬

gestellten das Tarifgehalt seit dem 1. Ok¬

tober bereits abgebaut oder schwebten im

Augenblick Verhandlungen über den Abbau.

Ueber das Ausmaß des Gehaltsabbaues gibt
die Tabelle 3 einige Anhaltspunkte. Bereits im Märzheft

haben wir auf Seite 52 eine Tabelle veröffentlicht über den

Abbau der Tarifgehälter in 112 im Dezember und Januar

abgeschlossenen Abkommen. Aus Platzmangel kann diese

Tabelle nicht in vollem Umfange weitergeführt werden.

Wir müssen uns mit einer Aufstellung über die größeren
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Tabelle 2. Stand der Gehaltsabkommen am 1. April 1931

'

Davon sind vom 1. Oktober 1930 Davon sind vom 1. Oktober 1930

Am 1. April 1931 Davon waren am 1.4. gekündigt bis 31. März 1931 erneuert oder bis 31. MSrz 1931 nicht gekündigt

Gewerbezweig
bestanden

Gehaltsabkommen Anzahl Angestellte

verlängert worden

* Anzahl Angestellte Anzahl

orden

Angestellte

Anzahl Angestellte absolut! v. 11, absolut j v.H. absolut! t, H. absolut | t. H. absolut v. H. absolut | v. II.

I Landwirtschaft . . .
3 130 2 66,7 100 80,5 l 33,3 30 19,5 , . . __. _

II 24 51300 1 4,2 2 500 4,9 20 83,3 47 200 91,9 3 12,5 1600 3,2

III Steine und Erden .
. 36 7 700 4 11,1 400 5,2 26 72,2 7 000 90,6 6 16,7 300 4,2

IV Metallindustrie . . .
ei 150 600 8 13,1 35 600 23,7 42 68,9 112 600 74,7 11 18,0 2 400 1,6

V Maschinenbau . . .
33 21500 5 15,1 3900 18,3 17 51,6 16 500 76,8 11 33,3 1100 4,9

VI Elektrotechnik, Optik 13 12 500 3 23,1 700 5,7 7 53,8 11200 89,2 3 23,1 600 5,1

VII Chemische Industrie .
23 19 900 8 34,8 7100 35,4 7 30,4 6 400 32,8 8 34,8 6 400 31,8

Vllt Textilindustrie . . .
76 65 800 36 47,4 47 700 72,6 20 26,2 15100 22,8 20 26,4 3 000 4,6

IX Papierindustrie . . .
23 6 500 3 13,0 1000 15,5 17 74,0 4 900 75,7 3 13,0 600 8,8

oc Lederindustrie usw. 6 1400 2 33,3 200 11,8 4 66,7 1200 88,2 —' — — —¦

XI Holzindustrie .... 25 5 700 10 40,0 3 000 54,1 7 28,0 1400 22,7 8 32,0 1300 23,2

XU Nahrungs- u. Genuß-
3b 18 400 9 25,7 9 200 49,9 10 28,6 4 400 24,1 16 45,7 4 800 26,0

xm Bekleidungsgewerbe .
38 10 500 11 28,9 3 300 31,6 14 36,9 3'300 31,4 13 34,2 3 900 37,0

XIV Baugewerbe ....
93 56 900 35 37,7 22 600 39,7 23 24,7 15 600 27,5 35 37,6 18 700 32,8

XV Industrie und Handel 227 380 400 54 23,8 57 000 15,0 143 63,6 312 600 82,2 30 13,2 10 800 2,8

XVI Handel, Allg. . . .

25 42 500 8 32,0 12 500 29,3 9 36,0 25 200 59,3 8 32,0 4 800 11,4

XVII Großhandel ....
38 73 900 13 34,2 13100 17,7 22 57,9 60 500 81,9 3 7,9 300 0,4

XVIII Einzelhandel .... 203 192 000 67 33,0 49 900 26,0 81 39,9 125 700 65,4 55 27,1 16 400 ¦ 8,5

XLX Buchhandel ....

25 18 400 9 36,0 2 800 14,9 9 36,0 11400 62,2 7 28,0 4 200 22,9

XX Konsumvereine . . .
252 31200 83 32,9 12 500 40,0 34 13,5 6 200 19,8 135 53,6 12 500 40,2

XXI Banken, Versicherun-
16 127 900 1 6,3 650 0,5 8 50,0 100 300 78,5 7 43,7 26 900 21,0

XXII Verkehrsgewerbe . .
5U 15 500 16 32,0 3 400 21,8 21 42,0 9 300 60,3 13 26,0 2 800 17,9

XXIII 13Ü 50 600 16 12,3 7100 14,0 109 83,9 41600 82,2 5 3,8 1900 3,8

XXIlIa Sozialversicherung . . 63 52 300 7 11,1 20 000 38,2 56 88,9 32 300 61,8 — —
— —

Gas, Wasser, Elektri- !

XXIV 27 11 900 7 25,9 4100; 34,2 15 55,6 7 200 60,6 5 18,5 600 5,2

XXV Theater, Musik . . .
6 3 500 1 16,7 20 0,6 — — 80 2,3 5 83,3 3 400 97,1

XXVI Freie Berufe ....
37 8 500 7 18,9 1 800! 20,6 1 2,7 30 0,4 29 78,4 6 600 79,0

I 1588» 1 437 500 426 26,8 322 200 22,4 723 45,6 979 200 68,1 439 27,6 136 100 9,5

*) In der Tabelle III auf 3. 50 dieser Zeitsdirift (März-Heft) sind 1361 Gciialtsabkommen nach dem Stande vom 1. Januar 1931 angegeben.

Die Differenz erklärt sidi im wesentlichen daraus, daß in der vorliegenden Tabelle die bezirklidien Gehaltsabkommen im Baugewerbe und

bei den Konsumvereinen einzeln gezählt sind. —

Tabelle 3. Der Abbau der Tarifgehälter seit 1. März 1931

(aus Gehaltsabkommen mit mehr als 1000 Angestellten)

Durdisduiittl. Ab¬ ,
Durchschnitt]. - Ab¬

Gehalts¬ kommen
Gehalts¬ kommen

Gewerbezweig Bezirk Angestellte kürzung crstmal. Gewerbezweig Bezirk Angestellte kürzung erstmal.

künd-
künd¬

V. 11 seit barzum v.ll. 1 seit bar zum

Ob.-Schlesien .

N.-Schlesien ..

Nied. -Lausitz .

Rheinld.-Westf.

5 370

1780

2 000

6 786

2 200

70 000

4-6%
6

6

6

5,5
6—7

1.1.31
1. 2. 31

1. 2. 31

1.1.31
1.4.31

1. 4. 31

31.8.31

31.7. 31

31. 5.31

n. 1 M.
30. 9.31

30.9. 31

Industrie und Handel
Erfurt

Aschersleben ..

Halbcrstadt ..

Zeitz

Magdeburg . ..

1533

6 500

1000

2 000

1260

12 000

5

4,5—6
5—6

5-6

4,5
5-6

1. 3. 31

1. 3.31

1.2.31

1.2.31

1.1.31

1.2.31

30.9.31

30.9.31

30.6.31

--

30. 6.31

30.6.31

31.7.31

Braunsdiweig .
1860

5 00'J

1500

4-7

5

6

1. 4. 31

1.3.31

1.3. 31

31.12.31

31. 8.31

30.6.31
»» »» .»

Halle 11060

5 500

1700

5

3-5')
3,5

1.4.31

1. 4. 31

1. 3.31

30.6. 31

Südlausitz ....

Regensburg ..

30.9.31

tt

31.12.31

3 000 5 1.4. 31 31.12.31 Ludwigshafen .
9 500 2-3 1.4.31 n. 1 M.

7 175 4,5 1. 2.31 31. 7. 31' •» 3. 1»
Pirmasens ....

1200 4—5') 1. 2. 31 31. 7.31

ii • Pforzheim ....
2 800 5') 1. 3.31 30.9.3 t »>

Freiburg i. Br. 7 000 O 1.3.31 31.10.31

1000
1730

4—7

5

1. 2. 31

1.4.31

30.6.31

31.12.31 Handel, allgemein ..

Neustadt a. d. H.

Wuppertal ....

1000
6 000

3—5

4—7,5

1.4.31
1.2.31

31.10. 31

Chemische Industrie .

30.6.31

1300 5 1.3.31 31.12. 31 Großhandel 2 500 4—7,5 1.2.31 30.6.31

Bavern 1900 5 1. 4. 31 31.12.31 35 000 5—6,5 1.4. 31 31.7.31

1400

1000

2-4,5
5,7

1.4.31

1.3.31

31.12. ,31

30. 9.31

2 000

5 000
5—6')
5—6

1.2. 31

1.4.31

31.7.31

,,
Sauit

31.7.31

M.-Gladbach ..
3 350 6 1. 3. 31 31.10. 31

1700 4-7') 1. 2. 31 30.9.31

M
Ostsachsen ....

2 000 5 1. 3. 31 30.9.31 Hamburg 1200 4,9') 1. 4.31 31.10. 31

„ Württemberg .
1900 4—5 1.2. 31 30. 9.31 Hildcsheim . ..

1250 bis 6 1.3.31 n. 1 M.

Papierindustrie Chemnitz 4 000 7 1. 2. 31 n. 1 M.
2 500 4-14 1. 3. 31 30.9.31

Nahrungsgewerbe .. Deutsches Reich 5 300 ¦ 4,5 1. 5. 31 30.4.32 Oberhausen ,.
1500 3—7,5 1.1. 31 30. 6.31

Industrie und Handel S'winemünde ..
1750 4 1. 4.31 30.9.31 Düsseldorf ....

6 000 3—6 1.3.31 31.7.31

Stettin 3 650 4-5 1.1.31 31.7.31 Krefeld 1300 4-6 1. 2.31 31.7.31

1200 6 1. 4. 31 30.9.31 Dortmund ....
6 000 6—7 1.10.30 28.2.31

Kiel 9 560

2 600

3-5

4-6')

1.2.31

1.4.3t

30. 9. 31

31.12.31

8 000
1300

5—6')
3—6')

1.2.31

1. 3. 31

30.6.31

Harburg
31.12.31

t> 59
Osnabrück 1700 2,5—8 1.1.3t 31.12. 31 ,

2 200 2—5 1. 3.31 30.6. 31

Lüneburg 1093 4—5 1.4.3t 30.9. 31 Ludwigshafeu .
1000 3-5') 1.4.31 30.9.31

.»
Ob.Kr.SoIin'jjcn 1100 5,5 1. 5. 31 30. 9.31

1600 4—6 1.3.31 30.9.31

•» •>
Münster 5133 3—5 1.11.30 28.2.31 Verkehrswesen ....

Deutsches Reich 1756 5 1.5. 31 31.10.31

9» »
Bielefeld 8 000 4—8 1.1.31 30.9. 31 Hotels 1500 5-8 1. 4. 31 31. 3.32

Oberhessen . ..

1800
1025

1 555

3 950

6

5,5
4

5

1. 4. 31

1. 3. 31

1.2.31

1. 2. 31

31.12. 31

31.10.31

30. 9. 31

31.10. 31

MiUeldeutschld.
Müteldeutsehld.

1156

1036

2 416

2 000

6

6

6

4

1. 2. 31

1.2.31

1.2.31

1.4. 31

"| nach

*

J Ablauf
Jd. Notv.

Gas/Wasscr/Elektriz.
30.9.31

„

1650 5') 1. 4. 31 30.11.31 ..

2 000 4 1. 4.31 31.10. 31

') Gehälter bis zu einer Mindesthöhe von 125,— bis 175,— UM. abzugsfrei Insgesamt 76 Abkommen
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Tarifverträge (mit mehr als 1000 Ang-estellten) beschränken.
.Wiederum zeigt sich, daß sich der Abbau der Tarifgehälter
im Durchschnitt" ran 6 v. H, bewegt, zum Teil sintl "die Sätze

derart gestaffelijj.'.d,sfi'1 der Abiau . in "4fen,.:.,im'teren Stufen,

geringer, in den oberen Stufen höher ist.,. In -diesen Sätzen

kommt jedoch, wie > nachdrücklich hervorgehoben ! werden

muß, die tatsächliche - Verringerung des Einkommens nur

zum Teil zum Ausdruck. Neben der Senkung der Tarif¬

sätze geht der Abbau der Leistungszulagen, die .Rück¬

versetzung in niedere Gehaltsgruppen, die .Suspendierung
von .Alterszulagen, der Einnahmeausfall durch .Kurzarbeit,

und doch droht trotz allem schon .die.zweite. Abbau-

.welle, j
t

Die 439 Gehaltsabkommen für 136 0.00 Angestellte, die in

der Zeit vom 1. Oktober bis 31. März nicht erneuert oder

.verlängert wurden, waren zum großen Teil (vgl. Tabelle 4)

Tabelle 4. Kündigungsmöglichkeiten für die Gehalts¬

abkommen, die in der Zeit vom I.Oktober 1930 bis

31. März 1931 noch nicht verändert worden sind

Kündigungstermine Zahl der Geh.allsabkommen Angcslellte

1. Jederzeit 288 54 457

2. Zum 30. Juni 1931 ...... 63 42519

3. Im 3. Quartal 1931 45 10 992

4. Im 4. Quartal 1931 12 7 009

5. Im 1. Halbjahr 1932 30 17 731

6. Im 2. Halbjahr 1932 und später 1 3 398

Insgesamt . . 439 136106

in dem genannten Zeitraum überhaupt nicht kündbai. So¬

weit eine Kündigungsmöglichkeit gegeben war, ist auch von

Seiten der Arbeitgeber in den letzten Wochen lebhafter

Gebrauch gemacht worden. Nach dem Stichtag der Tabelle

— 1. April — sind bis Mitte Mai 107 Verträge für 83 000

Angestellte gekündigt worden. Es bleiben zwar noch

332 Verträge übrig, unter die aber nur 53 000 Angestellte
fallen, davon sind aber 88 mit 39 000 Angestellten erst im

3. Quartal 1931 oder später kündbar. Die Arbeitgeber hätten

also nur noch für 14 000 Angestellte die Gehaltsabkommen

kündigen können. Es handelt sich hier um zahlreiche kleinere

und kleinste Tarife, insbesondere mit Konsumvereinen, die

trotz ihrer Anzahl für die Gesamtbewegung bedeutungslos
sind. Für mehr als 99 v. H. aller Angestellten ist von der

Kündigungsmöglichkeit Gebrauch gemacht, und der Abbau

der Gehälter durchgeführt!
Zur Beurteilung der Gefahr einer zweiten

Abbauwelle ist die Tabelle 5 von besonderem Wert,

Tabelle 5. Kündigungsmöglichkeiten für die Gehalts¬

abkommen, die in der Zeit vom 1. Oktober 1930 bis

31. März 1931 bereits erneuert oder verlängert worden
sirtd

Kündigungstermine Zahl der Gehaltsabkommen Angestellte

1. Jederzeit . .
70 55 752

2. Zum 30. Juni 1931 122 186 082

3. Im 3. Quartal 1931 ..... 304 467 420

4. Im 4. Quartal 1931 130 229 924

5. Im 1. Halbjahr 1932 94 39 419

6. Im 2. Halbjahr 1932 und später 3 563

.
Insgesamt . . 723 979 165

Hier sind die Kündigungsmöglichkeiten für die Tarifverträge
zusammengestellt, die bereits im Laufe des letzten Halbjahrs
erneuert oder verlängert wurden. Danach können im Laufe

des Jahres 1931 723 Gehaltsabkommen für 1 Million An¬

gestellte gekündigt werden, obwohl sie im vorigen Halb¬

jahr schon einen Abbau der Tarifgehälter in Kauf nehmen

mußten. Besondere Gefahr bietet das 3. Ouartal, in dem

348 Verträge für fast eine halbe Million Angestellte auf¬

gekündigt werden können. Der Anfang dieser zwei¬

ten Lohnabbauwelle ist bereits gemacht. In

9 Fällen sind für 21 000 Angestellte die eben abgeschlossenen
Gehaltsabkommen bereits wieder gekündigt!
Für einen eventuellen zweiten Lohnabbau ist die Haltung

des Reichsarbeitsministeriums in dem Tarifkampf der Nord¬

westlichen Gruppe von entscheidender Bedeutung.
Nachdem der Tarifvertrag zum 31. März. 1931 gekündigt
worden war, hat der Sonderschlichter, Dr. Brahn, einen

Schiedsspruch gefällt, der einen Abbau der Gehälter um 10

bzw. 15 v.H. vorsieht, obwohl bereits die Dezembergehälter,
durch Verminderung der Leistungszulagen eine erhebliche

Kürzung erfahren! haben. Dabei sind die Tarifgehälter in

der Nördwestlichen Gruppe besonders niedrig. Als' Beispiel
für die Auswirkung des Schiedsspruchs sind in der Tabelle 6

Tab.elle 6. Die Tarifgehälter der kaufmännischen An¬

gestellten in der Nordwestlichen Gruppe :':**•>

vor dem nadi dem
~~

-.--'- •
. ¦ *,:••" Schiedsspruch Schiedvspruch

m RM. in RM.

G r u p p e I (7,8 v. H.*)
"

' '

18 Jahre 85,— 76,50
21

„
115— 103,50

25
„ 167,— 150,30

Gruppe II (23,2 v.H.)
18 Jahre 115,— 103,50
21

„ . '." l 146- 131,40
25 "„ 213,- 191,70

Gruppeffl (34,9 v. H.)

(ohne Rücksicht auf Lebensalter) 213,— 181,05

276,—"
'

234,60

Gruppe IV (34,1 v.H.)

(ohne Rücksicht auf Lebensalter) 276,— 234,60
343,— 291,55

*) Die PimciiiziUcrn geben die Z.ihl der Angestellten in den ver¬

schiedenen Gruppen an.

die Einkommensbezüge der kaufmännischen Angestellten
näher dargestellt.

Das tarifliche Durchschnittsgehalt der kaufmännischen

Angestellten, das vor dem Schiedsspruch 218,60 betrug,
beläuft sich jetzt nur noch auf 189,20 RM., rechnet man

dazu eine durchschnittliche Leistungszulage von 16,35 RM.,
dann ergibt sich ein Durchschnittseinkommen von

205,87 RM. Tatsächlich wird aber auch dieser Satz nicht

erreicht, sondern infolge der unterschiedlichen Ein-

gruppierung ergibt sich nach dem Schiedsspruch ein Durch¬

schnittseinkommen trotz Leistungszulagen von nur

183,38 RM. Noch verhängnisvoller wirkt sich die Minderung
des Einkommens bei den Werkmeistern aus, deren

Leistungszulagen sich nach dem Produktionsumfang richten.

Die Kürzung des Werkmeistereinkommens beläuft sich in der

Eisenstahlindustrie bei den Obermeistern auf 28,1 Proz., bei

den Werkmeistern auf 37,9 Proz., bei den Hilfsmeistern auf

33,0 Proz.; in der weiterverarbeitenden Industrie bei den

Obermeistern auf 22,1 Proz., bei den Werkmeistern auf

25,6 Proz., bei den Hilfsmeistern auf 25,S Proz.

Der Tarifvertrag der Nordwestlichen Gruppe ist der dritt¬

größte aller Angestellten Deutschlands, es ist der letzte

große Tarifvertrag, in dem die endgültige tarifliche Rege¬
lung der Angestelltengehälter innerhalb der ersten Abbau¬

welle noch nicht durchg-eführt ist. Gegenwärtig besteht

förmalrechtlich tarifloses Zustand. Die Arbeitgeber haben

den Schiedsspruch zwar angenommen, aber die Verbindlich¬

erklärung nicht beantragt (um tariflosen Zustand herbei¬

zuführen?) und der Reichsarbeitsminister greift nicht ein,
obwohl alle Voraussetzungen dafür vorhanden sind.

Die Bedeutung des tariflosen Zustandes in einem so

wichtigen Industriegebiet braucht hier nicht näher erklärt zu

werden. Wird aber dieser Gehaltsabbau für verbindlich

erklärt, so wird damit zugleich das Signal für die zweite

Lohnabbauwelle gegeben: der drittgrößte Tarifvertrag, einer

der letzten Verträge, in denen eine tarifliche Senkung der

Gehälter noch nicht durchgeführt ist, sieht eine fast doppelt
so hohe Kürzung der Gehälter als bei den vorher getätigten
Gehaltsabkommen vor. Die Tendenz ist offensichtlich:

nahezu zwangsläufig würden die Ablauffristen der Gehalts¬

abkommen im Hochsommer des Jahres dazu ausgenutzt

werden, um eine nochmalige Senkung der Gehälter um etwa

dasselbe Maß durchzuführen.

Die Sinnlosigkeit der fortlaufenden Minderung- der

Massenkaufkraft ist dabei durch den bisherigen Verlauf der

Krisis bereits erwiesen. Die Senkung der Löhne und Ge¬

hälter hat keine wirtschaftliche Entlastung gebracht, aber

den Umsatz gemindert und zu einem erheblichen Ein¬

nahmeausfall in dfen Reichsfinanzen geführt. Die Tarif¬

kämpfe dürfen nicht als eine isolierte Erscheinung, sondern

nur in Verbindung mit dem Kampf trm die Erhaltung der

Sozialversicherung und um die Sanierung der öffentlichen

Finanzen betrachtet werden. Stellt man aber die Tarif¬

kämpfe in den allgemeinen Zusammenhang der bevor¬

stehenden politischen Entscheidungen, dann ergibt sich ihre

schicksalhafte Bedeutung* die ökonomische Krisis wächst

sich immer deutlicher zu einer sozialen Revoltf

t i o n aus.
-
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BERNHARD GÖRING, Berlin

Zum Kampfum die Angestelltenversicherung
Die Angestelltenversicherung ist in Gefahr. In der AfA-

Bundeszeitung Nr. 4 und Nr. 5 ist auf die finanzielle Lage

der Knappschaft und der Invalidenversicherung hingewiesen

und zu den etwaigen Absichten der Reichsregierung und den

unverständlichen Forderungen der Invalidenversicherung

Stellung genommen worden. Sachlich begründet und bei

voller Beachtung der Gesamtsituation lehnt der AfA-Bund.

die Forderungen des Reichsverbandes deutscher Landes¬

versicherungsanstalten ab und wird sich gegen alle Ver¬

suche, eine neue Gefahrengemeinschaft zu bilden und so

die Sanierung der Knappschaft und Invalidenversicherung

durch die Angestelltenversicherung sicher zu stellen, auch

wenn sie etwa über den Weg von Notverordnungen durch

che Regierung Brüning-Stegerwald vorgenommen werden

sollten, wenden.

In diesem Kampf um das Vermögen der Angestellten¬

versicherung begrüßen wir die gemeinsame Abwehr durch

die Angestelltenorganisationen aller Richtungen. Nur so

war die von den Vertretern des AfA-Bundes im Verwal¬

tungsrat der Angestelltenversicherung angeregte Stellung¬

nahme des Direktoriums und Verwaltungsrats, die sich

nicht nur auf .die Denkschrift vom 7. März 1931, sondern

vor allem auch auf das den Körperschaften der Angestellten¬

versicherung vom AfA-Bund zugeleitete vertrauliche Ma¬

terial aus einer Konferenz des Ständigen Ausschusses mit

Vertretern des-RAM., darunter dem verantwortlichen Leiter

der Abteilung für Sozialversicherung — Ministerialdirektor

Grieser — stützte, sofort möglich.

Diese notwendige einheitliche Abwehr wird vom Deutsch¬

nationalen Handlungsgehilfen-Verband zerstört. Er eröffnet

in der „Handelswacht" vom 10. Mai einen Angriff auf den

AfA-Bund, der alles bisher Dagewesene an Demagogie und

Verleumdung übertrifft. Dabei handelt es sich nicht, wie

wir nach Erscheinen dieses Ergusses des Herrn Brost zu¬

gunsten der verantwortlichen Führung des DHV anzu¬

nehmen geneigt waren, um eine bedauerliche, aber dojth-

nicht bewußte Entgleisung, sondern wie wir jetzt leider

feststellen müssen, um einen wohlüberlegten Plan, für den

Herr Bechly und sein Vorstand voll verantwortlich sind.

Herr Brost zitiert in seinem Aufsatz „Noch eine Gefahr

für die RfA ", nachdem er seinen Vorrat an Verdrehungen

und Unterstellungen erschöpft hat, als Beweis für das Ver¬

sagen des AfA-Bundes aus einem Artikel des „Vorwärts"
vom 3. Mai. Dabei verschweigt er, daß es sich weder um

einen redaktionellen, noch um einen Originalartikel der

Redaktion des „Vorwärts" handelt, vielmehr um den Aus¬

zug aus einem Aufsatz des Herrn Welker in der „Sozialen
Praxis" Heft 18. Wenn Kollege Welker in seinen Aus¬

führungen eine Gefahrengemeinschaft aller Sozialversiche¬

rungen für diskutabel hält, so wird der AfA-Bund trotzdem

sich nicht abhalten lassen, eine solche Gefahrengemein¬
schaft zu bekämpfen. In dieser Frage bestehen zwischen

AfA-rBund und ADGB Meinungsverschiedenheiten, die der

AfA-Bund bedauert, für die er aber nicht verantwortlich ist.'

Der DHV soll es getrost den freigewerkschaftlichen An-

gestelltenverbänden überlassen, die notwendige Verständi¬

gung der freigewerkschaftlichen Spitzenorganisationen her¬

beizuführen. Warum bringt Herr Brost nicht auch andere

Stimmen aus dem Arbeiterlager? Er würde damit der Sache

besser dienen, um die es geht. Der „Aufwärts", das Organ
der Berliner freien Gewerkschaften, schreibt in Nr. 21 vom

21. Mai unter der Ueberschrift „Was wird aus der Sozial¬

versicherung" u. a.:

¦ „Neuerdings ist auch der famose Plan entstanden, zur

Deckung des Defizits der Knappschaftskasse die Ange¬
stelltenversicherung heranzuziehen. Auch hiergegen erheben

die Gewerkschaften schärfsten Protest."

Warum erzählt Herr Brost nicht seinen Lesern, daß der
Versuch der Reichsregierung bei der Beratung über die

Sanierung der Knappschaft, die Angestelltenversicherung
heranzuziehen, unter Mitwirkung des AfA-Bundesvorsitzen-

den gescheitert ist, daß die vom Plenum angenommene

Entschließung, die der Knappschaft den Fehlbetrag aus der

Industriebelastung zur Verfügung stellen will, von der

sozialdemokratischen Fraktion vorgelegt wurde?

Der „Politisch-gewerkschaftliche Zeitungsdienst" des

DHV vom 18. Mai knüpft an die Veröffentlichung der

Tagesordnung der Ausschußsitzung des AfA-Bundes, die

u. a. auch einen Bericht zur Lage in der Angestelltenver¬

sicherung vorsieht, die hämische Bemerkung, daß sich die

freigewerkschäftlichen Angestelltenverbände reichlich spät
auf ihre nächstliegende Aufgabe besinnen.

Das alles wider besseres Wissen; denn dem DHV sind die

Maßnahmen des AfA-Bundes seit Monaten bekannt. — Ab¬

lenkungsmanöver? — Der DHV sollte seine ganze Kraft

dafür einsetzen, dafi das erforderliche Verständnis für die

Angestellten und ihre soziale Versicherung bei den christ¬

lichen Arbeiterverbänden, aber vor allem bei den dem

DHV so nahestehenden Reichsministern einkehrt.

Der DHV sei daran erinnert, daß die Eingabe der Ar¬

beiterorganisationen zur Lage in der Invalidenversicherung
im Januar 1929 die Unterschrift der drei Arbeiterspitzen- ¦

vorstände trug. Wir haben es bisher vermieden, die Hal¬

tung des DHV im Kampf um die Angestelltenversicherung
in Verbindung mit seiner Stellung zu den christlichen Ge¬

werkschaften und der gegenwärtigen Reichsregierung zu

bringen.

Die gegen uns gerichteten Angriffe, der Versuch, den

AfA-Bund mit irgendwelchen Sanierungsabsichten in Ver¬

bindung zu bringen, zwingt uns, jetzt auch den DHV alss

Gegner in dem Kampf um die Angestelltenversicherung zu

betrachten.

Die Anwürfe des DHV, die mit Mindestforderungen eines

anständigen Konkurrenzkampfes nicht mehr zu vereinbarer»

sind; die vor allem in keiner Weise dem Ernst dei Situation

für die Angestelltenversicherung gerecht werden, müssen

einen tieferliegenden Grund haben.

Der DHV scheint besser als der AfA-Bund und die RJA
über die Absichten der Regierung Brüning-Stegerwald
unterrichtet zu sein. In seiner „Handelswacht" begrüßte er

den „eisernen Kanzler" mit folgenden Sätzen:
>

.

.,

„In den Tagen, in denen die alldeutsche Fronde, die dje
deutsche. Ehre in Erbpacht zu haben vorgibt, die deutsche
Geschichte mit dem Schmutzfleck besudelt, dem Vater des

Vaterlandes, Hindenburg, in ihren. hysterischen Leitauf¬

sätzen den Abschied vom nationalen Deutschland zu be¬

scheinigen, hat der Feldmarschall, der Führer des deutschen

Heeres, die Genugtuung, zu seinem Reichskanzler einen

wahrhaften. Vertreter der Frontgeneration zu berufen. Zum
erstenmal gelangt damit die Generation, deren Persönlich¬

keiten in den ungeheuren Materialschlachten der Westfront

geprägt sind, in die vorderste politische Linie, denn Hein¬

rich Brüning hat bis auf diesen Tag in seinem Herzen den

ausgezeichneten Führer einer Scharfsohützenabteilung be¬

wahrt, als der er von den französischen Schlachtfeldern

heimgekehrt ist. . -

...... ... Vi

An dem Tag, an dem Brüning- endgültig in die stäats-

männische Laufbahn eintritt, für die er bestimmt ist, muß

Zeugnis abgelegt werden von der Formung seiner politi¬
schen Persönlichkeit, die sich jn einer fast zehnjährigen

Arbeit im Dienste des Deutschen Gewerkschaftsbundes voll¬

zogen hat. Was zugleich eine Dankesschuld löschen soll

für den aufopfernden Dienst dieses Mannes, der immer im.

Hintergrund der Bühne blieb und nie das Bedürfnis emp¬

funden hat, vorn an der Rampe zu stehen, wo die Lor¬

beeren verteilt werden."

und am 25. Juli 1930 schrieb er in der „Handelswacht":

„Der Sinn der von Hindenburg berufenen Regierung"

Brüning ist, diese hoffnungslos festgefahrene Parteiwirt¬

schaft in den öffentlichen Finanzen auszurotten und mit

allen Mitteln, über die die Reichsverfassung gebietet, dem

staatlichen Leben des deutschen Volkes wieder Festigkeit
zu geben. Das bedeutet einen Umbau unseres gesamten

staatlichen Betriebes, ein Zurückschrauben seines Umfanges
auf das Notwendige und dazu eine Wirtschaftspolitik, die

wieder Mut macht zu aufbauendem Schaffen".

Er will die wirklich Verantwortlichen schonen und nach der

bekannten Methode: „Haltet den Dieb" anderen die Schuld

zuschieben.
9 ...

Der AfA-Bund wird, wie so oft, auch dieses Mal d&i

Kampf für die Angestelltenversicherung nicht nur ohne,
sondern gegen den DHV führen müssen. Die Angestellten
aber werden wieder einmal erkennen, wie unzuverlässig

dieser sich so stolz und .stark gebärende Deutächnatiohale

Handlungsgehilfenverband in Wirklichkeit ist.
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Kundgebungen der AfA-Ortskartelle

zum Angriff auf die Angestelltenversicherung
Aus der Fülle der uns zugegangenen Entschließungen

können wir aus Raummangel leider nur einige nachstehend

veröffentlichen. Sie geben die Stimmung wieder, die bei

allen Kundgebungen der Gliederungen des AfA-Bundes und

seiner Verbände vorhanden ist:

AfA-Ortskartell Offenbach a. Main

Entschliefiung:
Die am 17. Mai 193t versammelten Mitglieder der AfA-Verbände

von Offenbach a. M. erheben energisch Protest gegen die vom Reidis-

minister Stegerwald und seinem- Ministerialdirektor Grieser gestützten
Pläne der zentralen Körperschaften der Invalidenversicherung, welche

darauf hinauslaufen, die notleidende Knappschafts- und Invaliden¬

versicherung auf Kosten der Angestelltenversicherung zu sanieren.

Die bekanntgewordenen Vorschlüge des Reichsverbandes Deutscher

. Landesversidierungsanstalten laufen darauf hinaus, .ganze Berufs¬

gruppen von der An^esteUtenversicherung, abzulösen .
und zur

Invalidenversicherung Kinüberzuleitem Daneben^ sollen gewaltige
Summen einmalig und laufend" der Angestelltenversicherung zugunsten
der Knappschafts- und _lnvaHdeh-yersichcrung entzogen werden. Diese

Vorschläge würden-,bei ihrer Verwirklichung, den ,Puin der deutschen
"

Angesteiltenversicherung "bedeuten. Die versammelten AfA-Mitglieder
erkennen an, daß die

"

Knappschafts- und Invalidenversicherung in

ihren Leistungen erhalfen und ausgebaut werden muß, jedoch kann

dieses, soweit eigene Mittel nicht reichen, nur unter Heranziehung

allgemeiner Steuermittel, nicht einseitig auf Kosten der Angestellten-
versicherung erfolgen. Sie richten an die Zentrale -des AfA-Bundes

das-dringende Ersuchen, alles einzusetzen, damit diese Pläne zunichte

werden.

AfA-Ortskartell Schweinfurt

In unserer heutigen überaus gutbesuchten Protest¬

versammlung gegen den Sturm auf die Angestellten«
Versicherung wurde untenstehende Entschließung gefaßt:
Entschließung:

( Gegen die in letzter Zeit an maßgebenden Stellen erörterten Plane,
das Vermögen der Angestelltenversicherung zur Sanierung anderer

Versicherungsträger heranzuziehen und den Kreis der Versicherten

einzuengen, erheben, die in der Versammlung des AfA-Ortskartells

Schweiniurt anwesenden kaufmännischen und technischen Angestellten
schärfsten Protest. Wenn die Angestelltenversicherung durch die unter

erhcblidien Opfern der beteiligten Angoslelllon aufgebrachten Bei¬

träge eine gesunde finanzielle Entwicklung aufweist, so doch nur

deshalb, weil die Rentenfällc (he Versicherung noch nicht mit voller
Wucht treffen und die Leistungen den hcrcdnigten Forderungen der

Versidierfen in keiner Weise entsprechen. Die von den Angestellten
aufgebrachten Mittel müssen in voller Höhe für die gesetzlichen
Leistungen 'der Versidierung verwendet worden. Die Pläne schlugen
dem Grundsatz der Selbstverwaltung völlig ins Gesicht. Als un¬

bedingte Vcrfediier des Grundsatzes der Selbst\erwalhing wird der

AfA-Bund mit allen Mittein gegen jeden Eingriff in das Rcdit der

Selbstverwaltung ankämpfen.

Vorständekonferenz

des Aachener Ortsvereins des DWV.

Entschließung:
Die Vorsfändekonferenz stellt fest, daß die schlechte Finanzlage

der Reidisknappsdiaft vor allen Dingen durch den gewaltigen Abbau
der Belegschaften in allen Bergbaubezirken, wodurch die Zahl der

Beitragszahler sidi empfindlidi verringerte und zum Teil die Zahl
der Leistungsempfänger steigerte, hervorgerufen ist. Dieser Abbau

der Belegschaft* wurde dürdi eine überspannte Rationalisierung und

Tedin isierung der Betriebe sowohl, wie durdi unmensdilidios An¬

treiben der nodi verbleibenden Arbeitskräfte ermöglidit. Die Ver¬

drängung der Kohle durdi andere Betriebsstoffe sowie der Rückgang
3es Verbrauchs an Industriekohle und Hausbrand haben zur Vcr-

sdiarfung der sdilediten Besdiäftigung im .Kohlenbergbau erheblich

beigetragen. Ein Versdiuhden der Selbstverwaltung der Reichsknapp¬
schaft "oder die Verhältnisse zwisdien Beiträgen und Leistungen
können nicht festgestellt werden! Höhere Beitrage oder niedrigere
.Leistungen sind nidit in der Lage, die finanziellen Schwierigkeiten
der Reidisknappsdiaft zu Überwinden. Ganz abgesehen davon, daß

beide Maßnahmen für die noch im Bergbau aktiv Tätigen sowohl,
wie für die Leistungsempfänger untragbar sind. Die Vorstände¬

konferenz stellt sidi auf den Standpunkt, daß eine Sanierung der

Reidisknappsdiaft vor allem durdi Zusdiüsse des Reiches, wie es

bisher der Fall war, -gesdiehen muß. Gegebenenfalls ist audi der

Einführung .
einer Produktionsumlage näherzutreten. Mit größter

Entsdiiedenheü muß es jedodi abgelehnt werden, daß die Reserven

der Angestelltenversidierung, welche sich nur durch die geringen
Leistungen dieser Versidierung, durch die Beiträge der Vcrsidiertcn

ansammeln konnten, zur Sanierung der notleidenden Versidierungs-
träger herangezogen werden. Das Vermögen der Angcstelltcn-
versidierung ist durch die eigene Beitragsleistung der Versidicrten

aufgebradit worden, und die Vorständekonferenz fordert die Ver¬

waltung dieses Vermögens im weiteren Interesse der Beitragszahler
und muß sidi dagegen wenden, daß diese Summen zu Experimenten
Verwendung finden sollen, die der Angestelltenversicherung nur

schaden und der Reidisknappsdiaft und Invalidenversicherung nidit*

nützen können.

JOSEF AMAN, BERLIN

Die Internationale der Angestellten
Je höher die Wogen eines falsch verstandenen Nationalis¬

mus in allen Ländern' schlagen, je mehr die Krisis der Wirt¬

schaft und der Sozialpolitik überall um sich greift, desto

dringender nötig ist internationale Verständigung und Zu¬

sammenarbeit. Das war der Grundgedanke, von dem die

Beratungen des Fünften Kongresses des Inter¬

nationalen Bundes der Privatangestellten
(IBP) ausgingen, der vom 11. bis 15. Mai 1931 in Amster¬

dam tagte.
- Die Bedeutung, die dem Kongreß beigelegt wurde, ergab
sichschon aus der zahlreichen Beteiligung. Mit

Befriedigung konnte der Präsident des IBP., Kollege
Otto. Urban, in seiner Eröffnungsrede feststellen, daß

der Wille zur internationalen Zusammenarbeit in der Privat¬

angestelltenbewegung schon sehr frühzeitig eingesetzt hat.

Im August 1904 wurde ein Internationales Aus¬

kunftsbüro der Handlungsgehilfenverbände in Amster¬

dam gegründet, das später in ein Internationales Sekretariat

umgewandelt wurde. Die damalige Gründung gab den An¬

stoß zum Entstehen des Allgemeinen Niederländischen

Bundes der Handels- und Büroangestellten (Algemeene
Nederlandsche Bond van Handels- en Kantoorbedienden),
der jetzt sein fünfundzwanzigjähriges Bestehen feiert. Kol¬

lege Urban sprach der niederländischen Bruderorganisation
und ihrem Vorsitzenden, dem Kollegen G. J. A. Smit jr.,

'

Amsterdam, unter dem begeisterten Beifall der Kongreß¬
teilnehmer die herzlichsten Glückwünsche zu diesem Jubi¬

läum aus.

,

'Diesen Wünschen schloß sich für den Internatio¬

nalen Gewerkschaftsbund dessen Sekretär W.

Schevenels an, der gleichzeitig den Kongreß begrüßte
und die brüderliche Zusammenarbeit der Ar¬

beiter- und Angestelltengewerkschaften
nicht nur auf nationalem, sondern besonders auf inter¬

nationalem Gebiete hervorhob.

Nach ihm sprach der Vertreter des Internationalen

Arbeitsamtes R. Boisnier. Er wünschte, daß der

IBP in dem beim Internationalen Arbeitsamt (IAA) ge¬
bildeten Angestelltenausschuß mit immer größerem Erfolge
die Interessen der Privatangestellten"vertreten möge. Das

Internationale Arbeitsamt bemühe sich, die sozialpolitischen
Forderungen der freigewerkschaftlichen Angestelltenver¬

bände weitgehend zu berücksichtigen und in den ange¬
schlossenen Ländern durchzuführen.

Mit ganz besonders großem Beifall aufgenommen wurde

die Aeußerung des Vorsitzenden des AfA-Bundes, Kollegen
Aufhäuser, dafi man in den einzelnen Ländern nicht

kleinlich an einem Fortschritt herumnörgeln solle, der durch

den Niederbruch der Zollmauern zwischen zwei befreun¬
deten Ländern herbeigeführt werden sollte. Die Internatio¬
nale der Angestellten könne nichts dringender wünschen

und fordern, als dafi die Zollmauern in allen Län¬

dern der Welt niedergerissen würden. Das

könnte wesentlich zu einer Behebung der ungeheuerlichen
Wirtschaftskrise beitragen, unter der die ganze Welt zu

leiden hat.

Den Bericht des Generalsekretärs erstattete

Kollege G. J. A. Smit jr., Amsterdam. Er hatte dem Kon¬

greß einen 174 Seiten umfassenden gedruckten Geschäfts¬

und Kassenbericht für die Zeit vom 1. Juli 1928 bis 31. De¬

zember 1930 vorgelegt, den er mündlich ergänzte. Dabei

behandelte er im besonderen' wirtschafts- und sozialpoli¬
tische Fragen.
Das Zulassungsalter zum Beruf, das in Deutschland iden¬

tisch ist mit der Verlängerung der Schulpflicht
auf neun Jahre, hat zu einer Untersuchung geführt,
die der IBP für die Beratungen des Angestelltenausschusses
beim IAA in Genf braucht. Vorarbeit dafür hat auch der

IGB in seiner Ausschußsitzung in Madrid geleistet, indem

er sich nach einem Bericht des Vorsitzenden des ADGB,

Leipart, Berlin, für die Ausdehnung des Eintrittsalters in

die Berufstätigkeit bis zum sechzehnten Lebensjahre

ausgesprochen hat. Auch bei den Untersuchungen des

IBP hat sich herausgestellt, daß einmal zur Bekämpfung
der Arbeitslosigkeit, zum anderen zur Erhöhung der Berufs¬

tüchtigkeit eine Erweiterung dpr Schulpflicht und damit ein

späterer Eintritt in den Beruf angestrebt werden muß.

In dem Bestreben, das P a fi v i s u m abzuschaffen, sind

nur bescheidene Erfolge erzielt worden, weil einzelne Länder

die Einnahmen aus den Gebühren für die Ausstellung dieses

Visums nicht verlieren wollen.

Der Berichterstatter befaßt sich dann noch mit den Fragen
der Ratifizierung der Arbeitszeitabkommen, mit
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der Sitzung des Angestelltenausschusses beim

IAA in Genf, in der vom IBP die Behandlung der Arbeits¬

losigkeit gefordert und die von ihm vorgelegten Anträge

angenommen wurden, ebenso seine Vorschläge zur Frage
des angestellten Erfinders und der K o n k ü r -

renzklausel.

Der IBP hat verlangt, daß noch in diesem Sommer eine

neue Sitzung des Angestelltenausschusses beim IAA

abgehalten werden solle, weil die Frage der Arbeitslosigkeit

eingehender behandelt werden müsse. Das wurde abgelehnt,
weil die Etatmittel des Internationalen Arbeitsamtes dafür

rieht ausreichen.

Der IGB hat eine Ausschufisitzung in Madrid abgehalten,
in der auch der IBP vertreten war. In dieser Sitzung wurde

beschlossen, dafi die Gewerkschaften sich in allen Ländern

für die Einführung der 40-Stunden-Woche einsetzen

sollen.

Nach dem 1. Januar ist zum ersten Male auch eine eng¬
lische Techniker-Organisation dem IBP beigetreten. Der

Beitritt von Angestelltengewerkschaften aus einigen Ländern

Südamerikas steht in Aussicht. Stüi misch begrüßt wurde

die Mitteilung, dafi die dem IBP angeschlossene Ange¬
stelltengewerkschaft Spaniens sich nach der Umwandlung
des Landes in eine Republik stark gekräftigt hat.

Dem IBP waren am 1. Januar 1931 47 Angestelltengewerk¬
schaften aus 20 Ländern (Belgien, Dänemark, Deutschland,
Finnland, Frankreich, Griechenland, Großbritannien, Irland,
Jugoslawien, Lettland, Holland, Norwegen, Oesterreich,
Palästina, Polen, Rumänien, Schweden, Spanien, Tschecho¬

slowakei und Ungarn) mit zusammen 874 857 Mitgliedern
angeschlossen.
Der Bericht des Generalsekretärs wurde zustimmend auf¬

genommen.

In der anschließenden Aussprache wurden Wünsche zum

weiteren Ausbau der internationalen Zusammenarbeit aus¬

gesprochen und dem Generalsekretär für seine bisherige
Arbeit unter lebhaftem Beifall der Teilnehmer gedankt.
Der Kongreß behandelte dann das Thema: „W i r t -

schaft und Angestellt e", das untergegliedert war

in die Fragen

a) Das Wirtschaftsprogramm des IGB,
b) Die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und die Maß¬

nahmen zur Unterstützung der Arbeitslosen,
c) Schutz der älteren Angestellten.

Zu diesem Beratungsgegenstand lag ein schriftliches

Referat des Kollegen Robert Klein, Prag, vor. Der

Berichterstatter konnte selbst auf dem Kongreß nicht an¬

wesend sein. Es wurde deshalb vom Kongreß zur Beratung
seiner Vorschläge und zur Ausarbeitung eine: Entschließung
ein besonderer Ausschuß gewählt. Ueber die zur Be¬

sprechung stehenden Fragen entwickelte sich eine äußerst

rege Aussprache, an der sich vor allem auch die

deutsche Delegation sehr stark beteiligte. Es

sprachen dazu aus den deutschen Angestelltenverbänden
die Kollegen Fritz. Schröder, Berlin (Zentralverband der An¬

gestellten), Dr. Fritz Croner, Berlin (Deutscher Werkmeister¬

verband), Dr. Fritz Pfirrmann, Berlin (Bund der technischen

Angestellten und Beamten), Benno Marx, Berlin (Allgemeiner
Verband der deutschen Bankangestellten), Helmut Lehmann,
Berlin (Zentralverband der Angestellten). Auch Redner aus

England, Oesterreich, Dänemark, der Tschechoslowakei

lieferten wertvolle Beiträge zur Klärung der zur Beratung
stehenden Fragen.
Die Anregungen des Berichterstatters und die Ergebnisse

der lebhaften Aussprache fanden ihre Zusammenfassung in

einer von dem Ausschuß ausgearbeiteten und vom Kongreß
einmütig angenommenen Entschließung, in der alle

angeschlossenen Verbände aufgefordert werden, sich unter

Berücksichtigung der wirtschaftspolitischen Richtlinien des
IGB und der Beschlüsse der Madrider Ausschußsitzung des
IGB dafür einzusetzen, dafi

1. die Versuche der Unternehmer in den verschiedenen

Ländern, die Wirtschaftskrise zur Herabsetzung der

Gehälter zu benützen, zurückgewiesen werden,
2. die protektionistische Zoll- und Handelspolitik der ver¬

schiedenen Länder aufgegeben wird und durch N.i eder-

legung der Zollmauern größere Wirtschaftsräume

geschaffen werden, die erst eine rationelle Ausnützung
der gesteigerten Produktivkräfte ermöglichen,

3. nationale und internationale Kartelle und Trusts

unter eine wirksame Kontrolle der Oeffent¬

lichkeit gestellt werden, bei der -die Gewerkschaften der

Angestellten und Arbeiter mitzuwirken haben.

Um -eine der ungeheuren Arbeitslosigkeit' entsprechende
Verteilung der vorhandenen Arbeitsgelegenheit während der

Wirtschaftskrise zusichern, um" ferner unnötige Kosten und

Reibungen bei der Besetzung der vorhendenen Arbeitsplätze
zu vermeiden, und um schließlich' das schwere Los der,

Opfer der Wirtschaftskrise zu erleichtern, werden die an*

geschlossenen Verbände aufgefordert, sich für die baldige
Erfüllung folgender vordringlich sozialpolitischen Forde*

rungen einzusetzen:

1. unverzügliche allgemeine Einführung der 40-Stun*
den- bzw. 5-Tage-Woche und ihre Sicherung durch,
internationales Uebereinkommen;

2. Allgemeine Heraufsetzung des Schulent¬

lassungsalters und des Zulassungsalters für die

Tätigkeit in den verschiedenen Berufen;
3. Ausbau der Arbeitsvermittlung für An*

gestellte auf gemeinnütziger Grundlage unten

Berücksichtigung der besonderen Bedürfnisse der An»

gestellten; Verbot der gewerbsmäßigen Stellen»

Vermittlung; Sicherung der Freizügigkeit der 'An*

gestellten durch internationale Uebereinkommen;
.4. Einführung bzw. Ausbau des Kündigungsschutzes

für die Angestellten;
5. Sicherung ausreichender Entschädigungen für

gekündigte Angestellte, besonders wenn sie infolge von

Rationalisierungsmafinahmen entlassen werden;
6. ausreichende Unterstützung der Arbeits*

losen für die ganze Dauer der Arbeitslosigkeit;
7. Sicherung ausreichender Pensionen für die be»

rufsunfähigen und alten Angestellten.
Alle angeschlossenen Verbände werden verpflichtet, den

Versuchen der Unternehmer, durch eine irreführende Dar»

Stellung der Ursachen der Wirtschaftskrise und der Massen*

abeitslosigkeit Verwirrung in die Kreise der An»

gestellten zu tragen, unermüdliche Aufklärungs»
arbeit unter den unorganisierten Angestellten entgegen*
zusetzen.

Das Internationale Berufssekretariat wurde beauftragt, die

angeschlossenen Verbände in ihrem Kampfe um die Durch»

Setzung dieser Forderungen durch die Belieferung mit

Material aus anderen Ländern zu unterstützen

und durch die rechtzeitige Herbeiführung einer Ver»

ständigung unter den angeschlossenen Verbänden
über die im einzelnen zu vertretenden Forderungen den

Erfolg internationaler Aktionen zu sichern.

Ueber „Die Arbeitszeit im Zusammenhang
mit Genf und die Aktion en in den einzelnen

Ländern" berichtete der stellvertretende Präsident des

IBP., Kollege J. Hallsworth, Manchester. Seit Jahren
bemüht sich die Angestellteninternationale um die Regelung
der Arbeitszeit der in Handels- und Bürobetrieben be».

schäftigten kaufmännischen und technischen Angestellten.
Ihrem Drängen nachkommend wurde diese Frage auf die

Tagesordnung der Internationalen Arbeitskonferenz ge-,
setzt. Die Konferenzen in den Jahren 1929 und 1930 be¬

schäftigten sich damit, ohne zu einem befriedigenden Er*

gebnis zu gelangen. Einer im März 1930 in Wien tagenden;
Konferenz der Handelsangestellten im IBP hatte der Be»

richterstatter Vorschläge unterbreitet, die dort angenommen
wurden. Trotz der Unzulänglichkeit des vom IAA vpr*

geschlagenen Uebereinkommens über die Arbeitszeit im'

Handel und in den Büros muß dessen Ratifizierung in allen

Ländern "angestrebt werden, damit die Länder mit schlech*

teren Bedingungen sich nicht auf die anderen Länder he»
rufen können. i

Auch in der Frage der Arbeitszeit ergab sich der ein»

mutige Wille des Kongresses zum gemeinsamen Kampf
aller dem IBP angeschlossenen Verbände .auf nationalem
und internationalem Boden. ,

Die. Wahlen des Vorstandes und des Internationaler!

Sekre'.ärs ergaben die Wiederwahl der bisherigen Mitglieder.
Es war kein Akt der Höflichkeit, sondern eine durch den

Verlauf und das Ergebnis des Kongresses bestätigte Tat¬

sache, daß der Kongreßvorsitzende, Kollege Otto Urbanj
zum Schluß feststellen konnte, daß trotz der zwischen

den einzelnen Ländern bestehenden Verschiedenheiten .in
wirtschafts- und sozialpolitischen Fragen eine Geschlossen*

heit in dem Bestreben .zum gemeinsamen Kampf um bessere
Gehalts- und Arbeitsbedingungen, um eine bessere Wirt¬
schafts- und Sozialpolitik, um internationalen Frieden und

Freiheit besteht, die auch dem rücksichtslosesten Unter¬

nehmertum und den reaktionärsten Regierungen Achtung
vor der Einmütigkeit der Angestelltenbewegung und -

Er»

füllung ihrer Forderungen abnötigen muß.
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HANS GOTTFURCHT, BERLIN

40-Stunden-Woche
Zu der wichtigen und aktuellen Forderung der

gesetzlichen Einführung der 40-Stunden-Woche

bringen wir diesen Diskussionsartikel, der den In»

• -

. halt eines Referats auf einer Berliner AfA»

Betriebsrätekonferenz in kurzer Form wiedergibt.
D. Red.

Jede Auseinandersetzung um kürzere Arbeitszeiten hat für

die kämpfenden Arbeitnehmer zwei Gesichtspunkte zur

Grundlage. Erstens die Erkenntnis der Notwendigkeit, die

Arbeitszeit in dem gleichen Ausmafie zu verkürzen, in dem

die Technik fortschreitet, und zweitens das vom Standpunkt
gewerkschaftlichen und politischen Fortschritts diktierte Ge¬

bot, durch verkürzte Arbeitszeit die Möglichkeiten zur

geistigen Fortentwicklung, zu politischen, gewerkschaftlichen
und kulturellen Betätigungen zu schaffen.

Das ungeheure Arbeitslosenelend der jetzigen schweren

Weltwirtschaftskrise hat bei dem Kampf um die 40-Stunden-

Woche den ersten Gesichtspunkt, der oben dargelegt ist,
etwas in den Hintergrund gedrängt. In allen Erörterungen
ist von der Notwendigkeit der Einführung verkürzter

Arbeitszeit zum Zwecke der Unterbringung Erwerbsloser zu

lesen. Da wir nicht die Absicht haben, unerfüllbare Illusionen

zu wecken, muß vor allen Dingen die Erkenntnis geschaffen
werden, daß eine Verkürzung der Arbeitszeit nur Sinn hat,
wenn sie in erheblichem Ausmafie vorgesehen wird. Der

Fortschritt der Technik hat zweifellos einen Zustand er¬

zeugt, der die günstigsten Arbeitsergebnisse heute nicht

mehr bei 48 Stunden, sondern bei einer weit kürzeren

Arbeitszeit erreichen läßt. Ob das 44 Stunden oder noch

weniger sind, läßt sich theoretisch nicht behaupten, sondern

nur praktisch erweisen. Sicherlich wird aber dieses so¬

genannte Optimum der Arbeitszeit bei etwa 44 Stunden

liegen. Eine Verkürzung der Arbeitszeit zum Zwecke der

Einstellung Erwerbsloser hat also nur einen Sinn, wenn die

Arbeitszeit wesentlich --weniger als 44 Stunden, also höch¬

stens 40 Stunden beträgt. Zweckvoll kann dies nur ge¬

schehen in Form der 5-Tage-Woche.
Selbstverständlich wirft sich die Frage auf, ob bei der

Verkürzung der Arbeitszeit ein Lohn- bzw. Gehaltsausgleich
erreicht werden kann — sei es auch nur teilweise ¦—, oder

ob andererseits den Arbeitern und Angestellten eine so ge¬

waltige Verkürzung ihres Einkommens zugemutet werden

kann, wie sie sich rein rechnerisch bei einer Verkürzung
der Arbeitszeit um ein Sechstel ergeben würde. Man be¬

denke, daß wir eine Periode des Abbaues aller Leistungs¬
zulagen und eines weiteren Abbaues aller Tarifgehälter um
durchschnittlich 6 v. H. hinter uns haben und daß in dieser

Zeit veraltete Indexziffern zwar gesunken, die Kosten des

^Haushalts aber aus verschiedensten, hier nicht näher zu

untersuchenden Gründen gestiegen sind.

Der Kampf um die 40-Stunden-Woche ist zweifellos ein

Kampf um den sozialpolitischen Fortschritt. Solcher Fort¬

schritt ist im allgemeinen nur erreichbar in Zeiten günstig¬
ster Konjunktur. Die ganze Schwere des Problems wird mit¬

hin offenkundig, wenn wir derartige Versuche in Zeiten

schlechtester Konjunktur unternehmen. Dennoch mufi es

im Interesse der Erwerbslosen versucht werden.

Die Unternehmer kämpfen mit aller Energie gegen die

Einführung solcher verkürzten Arbeitszeiten, die nicht in

vollem Umfange ihren eigenen Interessen entsprechen. Es

unterliegt gar keinem Zweifel, dafi sie sich mit noch größerer
Starrheit jedem Versuch widersetzen werden, bei Arbeits¬

zeitverkürzungen entsprechende Neueinsteüungen vorzu¬

nehmen. Wir müssen aber den Grundsatz formulieren, daS

jede Arbeitszeitverkürzung im Augenblick sinnlos ist, wenn

mit ihr nicht zwangsläufig die Neueinstellung von Arbeits¬

kräften, also die Verringerung des Arbeitslosenheeres ver¬

bunden ist. Dem einzelnen Arbeiter und dem einzelnen

Angestellten kann eine — wenn auch nur anteilige — Minde¬

rung seiner Bezüge überhaupt nur zugemutet werden, wenn

damit die Erwerbslosen zum Teil von der Straße ver¬

schwinden und hiermit die gewerkschaftliche Aktivität

wieder hergestellt wird, die in Zeiten der Massenarbeits¬

losigkeit lahmgelegt ist. Erst die Unterbringung der Er¬
werbslosen im Produktionsprozeß ermöglicht die freie Ent¬

faltung der gewerkschaftlichen Kräfte und eröffnet die Aus¬

sichten auf erfolgreiche Bewegungen, die manchen sozialen

Rückschritt der letzten Monate wieder ausgleichen könnte.

Das Dargelegte zeigt, daß die zu überwindenden Schwierig¬
keiten ungeheuer groß sind, wenn sie durch die freie

Initiative der Vertragsparteien geregelt werden sollen. Wir

halten es für eine Pflicht des Staates, durch gesetzgeberische
Maßnahmen für eine einheitliche Durchführung der Ver¬

kürzung der Arbeitszeit, für einen einheitlichen Zwang zum

teilweisen Lohn- und Gehaltsausgleich und für einen Zwang
zur Neueinstellung von Erwerbslosen im vollen Ausmaß der

Arbeitszeitverkürzung zu sorgen. DaS bei verkürzten

Arbeitszeiten Ueberstunden grundsätzlich vermieden werden

müssen, erscheint selbstverständlich Eine kurze Be¬

merkung sei noch über die den Gewerkschaften nahe¬

stehenden Betrieben gestattet. Ein gutes Beispiel, das diese

Betriebe der Gesamtheit bieten, hat nur dann Sinn und

Zweck, wenn auch in diesen Betrieben die vorerwähnten

Grundsätze Anwendung finden. Es ist beispielsweise für die

Angestellten unerträglich, wenn die Arbeitszeitverkürzung
bei Arbeitern und Angestellten eingeführt wird, die Ein¬

stellung bisher Erwerbsloser aber nur bei der Arbeiterschaft

erfolgt.
Noch eine letzte Bemerkung zu den arbeitsrechtlichen

Wirkungen, die für die Angestellten und insbesondere für

die Handlungsgehilfen aus der ganzen Situation erwachsen.

Das bekannte Reichsarbeitsgerichtsurteil vom 20. Dezember

1930 macht den Angestellten, der bisher Monatsgehalts¬
empfänger war, zum Stundenlöhner. Auf der anderen Seite

formulieren ältere Gesetze, so das Handelsgesetzbuch, ein

besonderes Treueverhältais des Angestellten zu seinem Be¬

triebe. Wie soll die Treue zum Betriebe gewahrt werden,
wenn jede Gelegenheitsarbeit (die wir ja auch nicht wün¬

schen) durch Gesetz verboten ist, und auf der anderen Seite

die Rechtsprechung die Möglichkeit eröffnet, den Ange¬
stellten seiner Existenzmittel zu berauben. Wir kämpfen
nicht für Vorrechte der Angestellten, aber wir kämpfen für

die Wahrung erworbener Rechte, und wir denken uns sozial¬

politischen Fortschritt nicht so, dafi er für die Gruppen,
die schon etwas mehr erreichten, abgebaut wird, sondern

daß ihn sich die Gruppen, die es noch nicht so weit

gebracht haben, erkämpfen müssen.

Auch die Angestellten müssen für die 40-Stunden-Woche

kämpfen, aber nur zum Zwecke der Unterbringung Erwerbs¬

loser und zur Erreichung eines sozialen Fortschritts. Es

gilt wachsam zu sein, um zu verhindern, dafi die große
Kampfaufgabe der Einführung der 40-Stunden-Woche nicht

umgekehrt wird in den Versuch zur weiteren Intensivierung
der Arbeit und zum gleichzeitigen Lohn- und Gehalts¬

druck.

PAULA LOHAGEN, BERLIN

Erhebung über das Arbeiten an Schreibmaschinen*)
Erhebungen sind ein wichtigesTiilfsmittel in der modernen

Sozialpolitik. Was könnte auch ein anschaulicheres und
unverfälschteres -Material -liefern -als- die direkte Befragung
der Untersuchungsobjekte!
Die Fragen, die die Bearbeiter dieser Erhebung zu stellen

hatten, lagen gar nicht so einfach und forderten eingehendes
Verständnis auch für — wie es manchem unter den Ant¬

wortenden vorgekommen sein mag
— nebensächlich und

nicht dazugehörig erscheinende Details und für intim-

*) Herausgeber: Allgemeiner freier Angestelltenbund, bearbeitet von

Jag, Willi. Friedel - AfA-Bund und Dr. Meyer-Brodnitz, Sozial-

hygieniker - ADGB. 48 Seiten. Freier Volksverlag G. m. b. H.. Ber¬

lin NW 40. Organisationspreis 0,80 RM.

peisönliche Dinge. Um nach Möglichkeit persönliche Scheu

und Zurückhaltung, mit der unbedingt zu rechnen war, aus¬

zuschalten und ein ungetrübtes Bild • über den gesundheit- -

liehen Zustand der Maschinenschreiberinnen zu gewinnen,
wurde von Namens- und Adressenangaben abgesehen, so

daß die Bogen anonym eingingen. Dieser weisen Voraus¬

sicht ist wohl zum guten Teil die ganz unerwartet liebevolle

und gründliche Behandlung der Fragebogen seitens der Ant¬

wortenden zu verdanken. Anderseits legt die grofie Mitteil¬

samkeit der Befragten — siehe die in der Broschüre ein¬

gestreuten Zitate — aber auch Zeugnis ab von der Wichtig¬
keit der Materie, von quälenden und brennend verbesserungs¬

bedürftigen sozialhygienischen Zuständen.
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Das äußerst interessante Ergebnis rechtfertigt in vollstem

Maße die zum erstenmal gehaltene, Umfrage
überdasArbeitenanSchreib-undBuchun gs-

ir.aschinen. Sie trifft in das Zentrum modernster Büro¬

rationalisierung. Darüber hinaus hat der AfA-Bund das

Verdienst, Schrittmacher auf dem speziellen sozial¬

hygienischen Gebiet der weiblichen Angestellten zu sein!

Es gelangten insgesamt 600 Fragebogen zur Bearbeitung.
Ergänzt wurde diese Methode noch durch Besichtigungen
von Büros in Groß- und Mittelbetrieben, Einbeziehung von

Untersuchungsergebnissen über Arbeitshöchstleistungen und

Versuchen auf Konstruierung von Gesundheitsschreib¬

maschinen.' Die Broschüre behandelt nach de» Gliederung
dsr Fragebogen: I: Personelles und Arbeitsweise. II. Medi¬

zinisches, III. Technische Arbeitsgestaltung, IV. Forderungen.
Der erste Abschnitt der Broschüre berichtet über Alter,

Dauer der Berufstätigkeit, Art und Dauer der speziellen
Maschinentätigkeit. _. .

.

Das Durchschnittsalter liegt mit 27 bis 28 Jahren ver»

hältnisrräfiig hoch und ist nur dadurch zu erklären, daß

vornehmlich die älteren und einsichtigeren Jahrgänge sich

der Mühe der Beantwortung unterzogen haben. Für die

noch jung im Beruf stehenden Stenotypistinnen dürften die

Fragebogen auch darum weniger anziehend gewesen sein,
weil ja die Berufsschäden im allgemeinen erst nach längerer
Berufstätigkeit auftreten. Das durchschnittliche Berufsalter
liegt daher in dieser Erhebung mit 9 bis 14 Jahren ziem¬

lich hoch. Die Zeit der intensivsten Maschinentätigkeit liegt
zwischen dem 20. und 30. Lebensjahr. Es werden außerdem

noch verschiedene Fragen wie Stenogrammaufnahme, Be¬

schäftigung mit anderen Büroarbeiten, Zehnfingersystem
usw. berührt. .

, ,

Im 2. Abschnitt wird einleitend darauf hingewiesen, daß

Maschinenschreiben neben den Hauptanforderungen an Geist

und Nerven auch eine nicht gering zu achtende Muskel¬

leistung darstellt. Die stündliche rein körperliche Durch¬

schnittsleistung, des. Maschinenschreibens wird dem Tragen
einer zentnerschweren Last 100 bis 120 Meter weit gleichgesetzt.

Der medizinische Teil des Fragebogens wurde noch er¬

gänzt durch ärztliche Stichproben. Als gesundheitliche Be¬

schwerden werden genannt: Beschwerden an Armen, Schul¬

tern und Händen, rheumatische Erkrankungen durch Zug¬
luft, Augenleiden, Beschwerden, die mit den weiblichen

Organen, mit Menstruationsstörungen, Unterleibsleiden und

anderen Folgen sitzender Tätigkeit, wie Rückenschmerzen

und Darmträgheit zusammenhängen und allgemeine Be¬

schwerden der Ueberreizung des Nervensystems. Eines der

Hauptübel wird in der dauernden sitzenden Tätigkeit er¬

blickt. Darum wird gefordert, dafi die Arbeit der Maschinen-

schreiberin so eingeteilt wird, dafi das ununterbrochene

Sitzen im Arbeitsgang unterbrochen wird. Vor allem werden

gymnastische Uebungen für die erschlafften Muskelpartien
in den Erholungspausen auf Dachgärten oder ähnlichen

Orten empfohlen.
Von allen Stenotypistinnen, außer die im ersten Berufs¬

jahr stehen, wird über nervöse Erscheinungen Klage geführt,
so daß die Ner v o s i t ä t als d i e t y p is ch e B er u f s-

krankheit der Maschineschreiberin be¬

zeichnet werden muß. Die schwersten Klagen werden von

Arbeitenden an Buchungsmaschinen, die die größten An¬

forderungen an geistige Konzentration stellen, vorgebracht.
Aeltere Maschinenschreiberinnen berichten, daß sie sich

nach 10 bis 15 Berufsjahren „völlig ausgepumpt" fühlen!

Der Sozialhygieniker bezieht in seine Untersuchung auch

die mehr individuell-seelischen und soziologischen Momente

ein, die das nervöse Bild der Maschineschreiberin vervoll¬

ständigen. So ist die in manchen Fällen sich ergebende
Diskrepanz zwischen ärmlich-häuslicher und eleganter Büro-

otmosphäre geeignet, soziale Minderwertigkeitsgefühle zu

erzeugen und das seelische Gleichgewicht der Angestellten
zu beeinträchtigen. Nicht hingewiesen wird auf die ebenso

wichtig erscheinenden seelischen Schäden, die sich aus der

hierarchischen Stufung im Büroleben ergeben. Schäden, die

dem Verhältnis von „Vorgesetzten" und „Untergebenen"
entspringen, die für die berufstätige Frau mehrfache Be¬

deutung haben. Denn in der Regel tritt ihr der männliche

Arbeitskollege als „Vorgesetzter", als der Berufsüberlegenere
entgegen. Im allgemeinen spricht man der Frau ja größere
Anpassungs- und Unterordnungsfähigkeiten zu. Es darf

aber nicht außer acht gelassen werden, dafi diese für die

„Haus"frau der Vergang-enheit gültigen Eigenschaften bei

¦der modernen berufstätigen Frau eine weitgehende Ab-

schwächung erfahren. Aus .ihrem untergeordneten Arbeits-

v erhältnis dürften Minderwertigkeitsgefühle wirksam werden,

die in das nervöse Bild der Stenotypistin mJt -aufzunehmen
sind. Auch das Rivalitätsverhältnis in Büros mit einer

größeren'Angestelltgh^aKlj persönlicherTund Konkurrenzneid
und -angst, erotische, Spannungen zwischen weiblichen und

männlichen'Angestellten müßten als
. seelische; Störungs¬

faktoren einbezögen werden. Auf die andere, positive Seite

der angefühlten Faktoren, die anstatt in Nervosität in ge¬

steigerte Arbeitsleistung, größere Anpassungsfähigkeit usw.

mündet, soll zur Vervollständigung hingewiesen werden.

Unsere Aufgabe ist es, die.positive bzw. produktive Seite
im Arbeitsverhältnis bewußt zu fördern; den Schlüssel hierzu

liefert uns die moderne Psychologie, deren Ergebnisse frei¬

lich erst in einer Wirtschaft, in der privatkapitalistisch-
individualistisches Streben ausgeschaltet ist, sich voll aus¬

wirken können.
Der Bearbeiter weist ferner mit statistischem Material auf

die Tatsache hin, daß viele Stenotypistinnen ehelos bleiben
und folgert hieraus Lebensunlust und .Minderwertigkeits¬
gefühle, die zu der starken Abnutzung des Nervensystems
durch die Einwirkungen jahrelanger Berufsarbeit die körper¬
lichen Symptome nervöser Zerrüttung verstärken, j Dieser

Ansicht steht eine andere gegenüber, die viele erwerbstätige
Frauen auf ihre Seite zählt, denen die selbständige Existenz

erst jenes Gefühl von Lebenssicherheit verleiht; das zur

seelischen Befriedigung notwendig ist.~i" •:.:•¦¦ j •.-.,,. .
.•

Das Ergebnis der medizinischen Umfrage ist, daß rund
die Hälfte der Befragten gesundheitlich durch ihren Beruf

geschädigt werden. Die am schwersten Geschädigten finden
sich unter denen mit mehr als 10 Berufsjahren. Der Be¬
arbeiter bedauert, daß der rechtliche Begriff der ent¬

schädigungspflichtigen Berufskrankheit aus. versicherungs¬
technischen Gründen noch nicht anwendbar ist.

Im 3. Abschnitt finden wir sehr eingehende Unter»
suchungen der technischen Arbeitsgestaltung. Es werden

Fragen der Beleuchtung, Arbeitssitz und -tisch. Arm- und

Fußstützen, Maschinensysteme wieMarlothsche Gesundheits¬

schreibmaschine; Diktiermaschine, elektrische und geräusch¬
lose' Schreibmaschinen, Konzepthalter, Arbeitsleistung; An¬

schlagstempo, Beschaffenheit des "Arbeitsmaterials",: des

Arbeitsraumes, seine Besetzungsstärke, Störung durch Lärm

behandelt. Zur Veranschaulichung dienen Abbildungen von

hygienisch einwandfreiem Arbeitsmaterial: Arbeitssitz und

-tisch, Konzepthalter, Beleuchtung. Begrüßenswert sind die

vielerlei Anregungen zu technischen Verbesserungen und zu

gesundheitlicher Gestaltung der Arbeit, die hier gegeben
werden, um der Schreibmaschinistin die.monotone und an¬

strengende Arbeit zu erleichtern und ihre Leistungen zu

steigern. .

.

: . .

'

Der 4. Abschnitt bringt zusammenfassend die Forde¬
rungen, die dazu angetan sind, den beruflichen Nachteilen
der Maschinenschreiberih .vorzubeugen. Als erstes wird auf
eine weitgehende Sportbetätigung,. in der Freizeit hinge¬
wiesen; 53 -V. H. berichten, dafi sie Sport treiben.. -Hinzu
kommen muß ausreichender Urlaub.. Mit in erster Linie
der gesundheitsstörenden Faktoren steht das g.eh.e t.z,.t.e
Arbeitstempo. In rationalisierten .Bürobetrieben sind
bessere Gehaltsbedingungen, Einführung von Entlüftungs¬
pausen und dem vielfach geäußerten Wunsch der Ein¬
senderinnen entsprechend ein freier Tag bei Eintritt der

Menstruation dringend geboten. Die Forderungen zur tech¬
nischen Arbeitsgestaltung sind übersichtlich zusammen»

gefaßt. '

Die Broschüre bedeutet einen eindringlichen und wirkungs¬
vollen Aufruf zur gesundheitlichen Ärbeitsgestaltung der

weiblichen Angestellten.

4. AFA-

GEWERKSCHAFTSKONGRESS

Achtung!

Termin für die Einreichung der Anträge
nicht versäumen!

Anträge der angeschlossenen Gewerkschaften,
deren Bezirks- und Ortsgruppen oder der

Bezirks- und Ortskartelle des AfA-Bundes, sind

bis zum 1. Juli 1931 einzureichen. Anträge
einzelner Geweikschaftsmitglieder sind laut

§ 26 der AfA-Hauptsatzung nur zulässig, wenn
sie von einer Ortsgruppe oder dem Zentral¬

vorstand eines AfA-Verbandes unterstützt

werden.
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HANS HEIDLBERG, BERLIN

Warum empfiehlt sich derAbschluß

von Treuhandverträgen?
Gewerkschaftliche Organisationen sind Berufsverbände

ohne öffentlich-rechtlichen Charakter; ihr Zweck ist nicht

auf einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet, und sie

sind nicht in das Vereinsregister eingetragen.

Aus diesem Grunde sind gewerkschaftliche Organi¬
sationen im bürgerlich-rechtlichen Sinne nicht rechtsfähig
und somit auch nicht in der Lage, im eigenen Namen

Rechtsgeschäfte abzuschließen. Wenn sie Transaktionen

vermögensrechtlicher Art durchführen wollen (Erwerb von

Grundstücken öder Beteiligungen, Gewährung von Dar¬

lehen gegen hypothekarische Sicherheit usw.), müssen sie

sich der Hilfe juristischer Personen bedienen, um unter

deren Namen diese Rechtsgeschäfte durchzuführen.

. In den meisten Fällen bestimmen die Gewerkschaftsver¬

bände Funktionäre oder Angestellte, die auf Grund beson¬

derer Vereinbarungen als Treuhänder für sie auftreten.

Einige größere Gewerkschaftsverbände haben sich Ver¬

mögensverwaltungsgesellschaften angegliedert, deren Kapital
ebenfalls von Funktionären oder Angestellten der betreffen¬

den Organisation gezeichnet bzw. übernommen wird.

Auf den Namen dieser Einzelpersonen bzw. auf den

Namen der erwähnten Verwaltungsgesellschaften werden

die von den Organisationen erworbenen Grundstücke ein¬

getragen, auf ihre Namen lauten die übernommenen Betei¬

ligungen (Anteile von Gesellschaften ml b. H.; Aktien usw.).
Den Verwaltungsgesellschaften wird unter Umständen auch

ein wesentlicher TeiF des sonstigen Verbandsvermögens zur

Anlage und Verwaltung übergeben.

Es ist also festzustellen, daß in allen Fällen, gleichgültig
ob es. sich um-Einzelpersonen oder um Verwaltungsgesell¬
schaften: m.' b. H. handelt, in formalrechtlicher Beziehung
E i nzel p ers o n.en Besi t z e r des g e w erlks cha-f t-

liehen Ver-m öge ns .sin d, : über das sie entweder

«ber die Gesellschaftsversammlung oder auch über die

Geschäftsführung verfügen können. ...

Um diese Verfügungsmöglichkeit zu -beschranken ^bzw. -

eüszuschalten, ist es.notwendig; daß. zwischen.den_Gewerk¬
schaften und dem bestellten Treuhänder ein Treuhandvertrag
abgeschlossen wird, in dem der Treuhänder erklärt, daß er

die Gründung der Gesellschaft nur im Auftrage seines

Verbandes vollzögen hat, und daß er selbst keinerlei" An¬

sprüche auf das der Gesellschaft gehörende Vermögen und

'Einkommen besitzt. Er muß darin" bestätigen, daß ihm das
'

zur, Gründung der Gesellschaft, zum Ankauf des Grund¬

stückes, zur Uebernahme von Aktien usw. notwendige Geld

l'vOn dem betreffenden Verband zur Verfügung gestellt wor¬

den ist, und sich bereit erklären, Anteile usw. jederzeit auf

eine von seiner Auftraggeberin zu benennende' Person zu

übertragen.

. Gelegentlich der von. der Gesellschaft für Vermögens¬
wahrung und-Verwaltung (Treuhand und Revision) m. b...H.
durchgeführten Revisionen muß immer, wieder festgestellt
werden, dafi diese außerordentlich wichtigen Treuhandver¬

träge häufig überhaupt nicht geschlossen oder so unvoll¬

ständig sind,, daß der beabsichtigte Zweck der Sicherung
nicht erreicht wird. In allen diesen Fällen ist empfohlen
worden, unter Außerkraftsetzung der zurzeit bestehenden

Verträge den von der Gesellschaft für Vermögens'wahru'ng
und -Verwaltung entworfenen, nachstehend zum Abdruck

kommenden Treuhandvertrag abzuschließen.

j .

*
*

.... ... . .

bR. HEINZ OLLENDORFF, BERLIN

Durch den § 4 dieses Mustervertrages wird einem großen
Uebelstand abgeholfen. Mag ein von den Gewerkschaften

bestellter Treuhänder noch so gutwillig sein und mag er

noch so weitgehende Verpflichtungen auf Rückübertragung
der von ihm übernommenen Anteile und sonstigen Ver¬

mögenswerte anerkannt haben, der gute Wille nützt nichts,
wenn der Treuhänder stirbt. Er ist dann nicht mehr in der

Lage, seiner Verpflichtung auf Rückübertragung nachzu¬

kommen. In vielen Fällen ergaben sich langwierige Ver«

handlungen mit den Erben, die nicht immer zu dem ge¬

wünschten Ergebnis geführt haben.

Der § 4 des Muster-Treuhandvertrages sieht vor, daß der

von den Gewerkschaften bestellte Treuhänder für sich und

seine Erben der GW unwiderruflich Vollmacht erteilt, die

von ihm übernommenen StammanteUe in seinem

Namen auf die Treuhandgesellschaft selbst oder auf eine

andere Person oder eine rechtsfähige Körperschaft gemäß
den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages zu über¬

tragen. • - ._....

Die Vertretung von Gesellschaftsrechten durch eine von

den Gewerkschaften gegründete und von ihnen überwachte

Treuhandgesellschaft bietet fraglos mehr Sicherheiten als

die Vertretung durch Einzelpersonen.
*' -•¦ —

Im übrigen bedarf es keiner Erwähnung, daß an die Stelle

der Gesellschaft für Vermögenswahrung und -Verwaltung
eine andere den Gewerkschaften genehme rechtsfähige
Person treten kann.

. Sicherheit gegen unbefugte Uebertragungen von Ver¬

mögensrechten durch den Treuhänder an Dritte dürfte aus¬

reichend gegeben sein, da nach den allgemein üblichen

Satzaingen zur Uebeirtiagung .von" Stammanteilen' die Zu¬

stimmung des Aufsichtsrats der Gesellschafterversämmlung
erforderlich ist.

Treuhandvertrag.
Zwischen *."......' .'. .'.' .'.....'.•

(im nachstehenden kurz Verband genannt) und *- '• - '

(im nachstehenden als A bezeichnet) wird folgender Vertrag beschlossen:

..5t. ...

'

A übernimmt gelegentlich der .Gründung der :

G.m.b.H. von ihrem Stammkapital von RM im Auf¬

trage und für Redinung des ;......'...... Verbandes als dessen

Treuhänder Geschäftsanteile im Nennbetrage von RM. .'...........

'•
'

§ 2.
' ' *

•

'

A verpflichtet sidi, die so erworbenen Gesellschaftsredite. ins¬

besondere das Stimmredit, nur im Einverständnis und nach den Wei¬

sungen des Verbandes auszuüben. Insbesondere räumt er dem Verband

das Redit ein, eine oder mehrere Personen zu benennen,' denen von

ihm zur Wahrnehmung der Gesellsdiaftsredite im Interesse des Ver¬

bandes Vollmadit erteilt werden muh". A verpfliditet- sidi weiterhin

ausdrücklidi, etw.aigen Satzungsänderungen nur nadi ausdrücklicher

schriftlicher Anweisung des Verbandes zuzustimmen.

§ 3.

Die Verwaltung der Anteile zugunsten des Verbandes erfolgt

unentgeltlich, bare Auslagen sind zu vergüten. Alle dem A aus seiner

Eigensdiaft als Anteilbesitzer an dem Vermögen der :......

zufließenden Vergütungen, Dividenden usw. stehen ausschließlich dem

Verband zu, und A ist verpflichtet, die Vergütung sowie "das bei einer

Auflösung der '..... .* G. nu b. H. ihm zukommende

Vermögen unverkürzt dem Verband zuzuführen. —'

s 4.

A erteilt hierdurch der GW. unwiderruflich Vollmacht für sich

und seine Erben, die von ihm übernommenen Anteile in . Höhe von

noni, RM jederzeit in seinem Namen auf. die GW.

selbst oder aur eine andere Person oder reditsfähige Körperschaft

gemäß den Bestimmungen des Gesellschaftsvcrtrages zu übertragen.

Die Betriebsratspflichtigkeit
der Russischen Handelsvertretung in Deutschland

In der Russischen Handelsvertretung wurde im Frühjahr
des letzten Jahres eine grofie Anzahl von Angestellten ent¬

lassen, darunter ein nicht unbeträchtlicher Teil der Mit¬

glieder des Allgemeinen Verbandes. Auf unser Anraten

legten die Gekündigten bei dem dort bestehenden „Betriebs¬
rat" Einspruch wegen unbilliger Härte gemäß § 84 Ziffer 4

des Betriebsrätegesetzes ein, da ein sachlicher Grund für

die Entlassungen nicht gegeben war, sondern es sich um

eine politische Reinigungsaktion handelte. Der „Betriebsrat"

wies die Einsprüche zurück. Als sich daraufhin der All¬

gemeine Verband zum Vorgehen gegen diesen „Betriebsrat"

anschickte, mußte er feststellen, daß dieser sogenannte

„Betriebsrat" außer seinem Namen nichts mit der auf das

deutsche Betriebsiütegesetz aufgebnuten Institution gemein¬

sam hatte. Er war niemals etwa in geheimer Wahl gewählt

worden; vielmehr fand die „Wahl" in einer Betriebsversamm¬

lung durch Handaufheben statt! Als nun daraufhin der All¬

gemeine Verband beim Arbeitsgericht Berlin den Antrag
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stellte, einen Wahlvorstand zur Durchführung einer ord¬

nungsgemäßen Betriebsratswahl zu bestellen, erwiderte die

Handelsvertretung, daß sie nicht betriebsratspflichtig sei; sie

sei exterritorial und es finde auf ihren Betrieb das deutsche

Betriebsrätegesetz keine Anwendung. Zu gleicher Zeit lehnte

die Handelsvertretung die von dem Allgemeinen Verban'd

eibetene freiwillige Zahlung von Abfindungen an die ge-
-

kündigten Angestellten ab, — ja, sie beantwortete die Briefe

der Gewerkschaft überhaupt nicht mehr!

Nunmehr entschloß sich der Allgemeine Verband dazu,

beim Arbeitsgericht im. Beschlufiverfahren die Betriebsrats-

pflichtigkeit der Russischen Handelsvertretung feststellen zu

lassen. Das Arbeitsgericht Berlin, Kammer 10, hat durch

Beschluß vom 27. Mai 1930 dem Antrage stattgegeben und

festgestellt,

„daß die Handelsvertretung der UdSSR betriebsratspflichtig

ist, soweit es sich nicht um Angestellte handelt, die Staats¬

angehörige der UdSSR und von dem Außenhandelskommis¬

sariat entsandt worden sind".

Die Russische Handelsvertretung hat gegen diesen Be¬

schluß Rechtsbeschwerde beim Reichsarbeitsgericht ein¬

gereicht. Das Reichsarbeitsgericht hat diese Rechtsbeschwerde

durch Beschluß vom 6. Dezember 1930 zurückgewiesen

(RAG. RB. 38/30). Die Entscheidung des Reichsarbeitsgerichts

ist außerordentlich gründlich und überzeugend begründet.

Sie setzt sich zunächst mit der Einwendung der Handels¬

vertretung auseinander, sie sei exterritorial. In diesem

Punkte ist die Entscheidung von allgemeiner Bedeutung.

Im zweiten Teile setzt sie sich mit der Einwendung aus¬

einander, das deutsche Betriebsrätegesetz finde auf die

Handelsvertretung keine Anwendung. Hierüber wird in den

Entscheidungsgründen das folgende ausgeführt:

..Entgegen der Meinung des Beschwerdeführers und der beiden

Gutaduer gründet der Vorderrichter seine diesbezügliche Ansidit ohne

Rechtsirrtum auf das, wie bereits ausgeführt, einen Bestandteil der

zwischenstaatlidien Vereinbarung vom 12. Oktober 1925 bildende Sdiluß-

protokoll, in weldiem es zu Art. 7 des Wirtschaftsabkommens heißt:

,,I'*ür die Geschäftstätigkeit der Handelsvertretung sind ins¬

besondere die entspiedienden Bestimmungen des deutsdien Han-

delsgesetzbudis und der deutschen handelsgescizlidien Nebengesetze

maßgebend. Auch hat die Handelsvertretung die öffentlich-

rechtlichen Verpflichtungen zu erfüllen, die ihr a 1 s

Arbeitgeberin obliegen, soweit es sidi nidit um Angestellte

handelt, die Staatsangehörige der UdSSR und von dem Außenhandels-

kommissariat der UdSSR entsandt worden sind." Aus dem im ersten

Satz dieser protokollarischen Feststellung enthaltenen Ausdruck „ins¬

besondere" erhellt, daß die Verlragssdiließenden jedenfalls betreff der

Anwendbarkeit des deutschen Privatredits anf die Geschäftstätigkeit
der Antragsgegnerin keine Einsdiränkung madien wollten; dein sonst

hätten sie die nicht anwendbaren Bestimmungen -einzeln aufzählen

müssen. Gleiches ist aber auch hinsichtlich der im zweiten Satz ge¬

nannten öffentlich-redillidien Verpflichtungen der Handelsvertretung als

Arbeitgeberin anzunehmen. Sdion das von dem einen zum anderen

Satz überleitende Wort „Auch" spridit hierfür. Es kommt hinzu, daß

im zweiten Satz nicht einmal beispielsweise ein bestimmtes Gesetz für

anwendbar erklärt, sondern eine nodi allgemeinere Wortfassung ge¬

wählt ist als im ersten Satz. Auch im Sdirifttum herrscht Ueberein¬

stimmung darüber, daß die Handelsvertretung nach dem Schlußprotokoll-
zu Art. 7 des Wirtschaftsabkommens zur Erfüllung der ver¬

schiedensten öffentlich-reditlichen Pfliditen verpfliditet sei.

U. a. wird von Freund im Oslrecht (925, S. 385 ausgeführt, daß sie

nicht nur die nach den deutschen Gesetzen in Frage kommenden

Steuern zu zahlen, sondern insbesondere audi die öffentlich-reditlichen

Pfliditen eines Arbeitgebers in Rücksicht auf seine Angestellten, z. B.

hinsiditlich des Steuerabzugs vom Arbeitslohn sowie hinsiditlidi des

Arbeitsschutzes üi Deutschland zu erfüllen hat, sofern es sich um An¬

gestellte handelt, die nicht Staatsangehörige der UdSSR sind. Selbst

Rappaport und Stein, Mitglieder der Sowjetdelegation, auf die Prof.

Dr Mcndelssohn-Bartholdy in seinem Rechtsguthabeu an dieser Stelle

verweist, sagen auf S. 65 in Erl. 5 zu Art. 7 des Wirtschaftsabkommens

nebst Schlußprotokoll, die Bestimmung über die ötfentlidi-reditliche

Verpfliditung der Handelsvertretung gegenüber ihren Arbeitnehmern

bedeute ,,in erster Linie", daß die in Frage kommenden Angestellten
steuerpflichtig seien, ebenso werde die Handelsvertretung „alle" den

Arbeitnehmern in bezug auf die Sozialversidierung der Angestellten
obliegenden Verpflichtungen zu erfüllen haben. Weshalb die sozial-

reditiichen Versidierungsgesetze insoweit vor dem doch auch sozial-
rechtlidien BRG und dein in ihm zum Abdruck gebraditen, ebenfalls

dem öffentlichen Recht angehörenden Betriebsorganisationsredit (RAG
Bd. 6, S. 331) bevorzugt werden sollen, ist nicht einzusehen. Nicht

minder wird-die schon aus der Fassung JcsSdrluÄprotekolls zu recht¬

fertigende weite Auslegung des Begriffs der Handelsvertretung als

Arbeitgeberin obliegenden öffentlidi-rechtlidien Verpflichtungen durch

die dem Entwurf eines Gesetzes über die deiitsdi-russischen Vertrage
vom 12. Oktober 1925 beigefügte Denkschrift des Auswärtigen Amts

(Verhandlungen des Reichstags HI. Wahlperiode- 1924, Bd. 405, Drucks..

Nr. 1531, S. 37ff.) bestätigt. Hier lautet Abschnitt A „Allgemeine
Bemerkungen", Absatz 4 Satz 3 (S. 37): „Es konnte sich nur darum

handeln, unter grundsätzlidicr Anerkennung des Außenhandelsmonopols,
nähere Vereinbarungen mit der UdSSR auf wirtsdiafflidicm und recht¬

lichem Gebiet zu treffen, die neben einer dringend erforderlidien

Klarstellung des bestehenden Rechtszustandes möglichste Verbesse¬
rungen für die Rechtsstellung der deutschen Staatsangehörigen i m

allgemeinen wie insbesondere der deutschen Wirtschaftsorgane,

namentlich eine größere S i c h e r u n gl U r Person und

Eigentum in sidi sdiließen" und Abschnitt B. „Bemerkungen zu den

einzelnen Verträgen und Vertragsteilen" Absdinitt l, Unterabsdinitt II

zu Art. 6 lind 7 "Satz 2 (S. "451: „Im Sdilußprotokoll ist ..-.klar¬

gestellt, daß unter Rechtshandlungen alle Handlungen mit reditlicher

Wirkung zu verstehen sind, also nicht nur Handlungen auf dem Gebiet

des Privatredits, sondern auch auf dem Gebiet des öffentlidien Rechts."

Die Konsequenzen dieser Entscheidung sind klar. Die

Russische Handelsvertretung ist verpflichtet, einen Betriebs¬

rat nach dem deutschen Betriebsrätegesetz wählen und

arbeiten zu lassen. Darüber allerdings, wie weit durch das

Betriebsrätegesetz selbst diesem zu wählenden Betriebsrat

Schranken gezogen sind, körinert die Meinungen ausein¬

andergehen. Insbesondere wird zu fragen sein, ob der

Betrieb der Russischen Handelsvertretung ein Tendenzbetrieb

im Sinne der §§ 67, 73, 85 Abs. 1 BRG ist.

. Ich möchte diese Frage grundsätzlich bejahen. Ein Betrieb

wie der der Russischen Handelsvertretung hat eine ganz

bestimmte Tendenz, die besondere Rücksichten erfordert.

Die Handelsvertretung kann verlangen, dafi durch die An¬

wendung des Betriebsrätegesetzes auf ihren Betrieb nicht

ihre Betriebszwecke, ihre Betriebstendenz behindert werden.

Deshalb ist die Handelsvertretung als Tendenzbetrieb grund-
sätzlicb-anzusehen. In bezug auf die §§ 67 und 73 BRG

werden nach dieser Feststellung sich Schwierigkeiten kaum

ergeben. Anders aber steht es mit der Anwendbarkeit des

§ 85 Abs. 1 BRG, bei der Frage also, ob gegen Kündigungen
auch aus § 84 Ziffer 1 BRG Einspruch eingelegt werden

kann. Diese Frage ist zu bejahen, trotz des Tendenz¬

charakters der Handelsvertretung. Denn das Recht des Ein¬

spruchs nach § 84 Ziffer 1 gilt nur insoweit nicht, als dies

durch die Eigenart der Bestimmungen des Tendenzbetriebes

bedingt ist (§ 85 Abs. 1 BRG). Die Eigenart der Tendenz

der Handelsvertretung bedingt es aber nicht, daß Arbeiter

und Angestellte, die politisch anders gesinnt sind als die

Leitung der Handelsvertretung, in dem Betriebe nicht ge¬

duldet werden dürften. Bei den leitenden Angestellten wird

es anders sein. Die große Masse der Arbeiter und An¬

gestellten aber ist in der Handelsvertretung ebenso als

Arbeitnehmer tätig wie in jedem anderen Betriebe. Für ihre

Tätigkeit ist die Tendenz des Betriebes bedeutungslos. Des»

halb ist das Recht des Einspruchs auch aus § 84 Ziffer 1

BRG bei den Arbeitnehmern der Handelsvertretung grund¬
sätzlich zu bejahen (siehe hierzu Flatow § 85 Anm. 3 und

Mansfeld § 85 Anm. 2a).

Das Vorgehen des Allgemeinen Verbandes hat in weitesten

Kreisen in der Arbeitnehmerschaft Zustimmung gefunden,
weit über den Kreis der Mitglieder und Anhänger des Ver¬

bandes hinaus. So ist besonders erwähnenswert, daß auch

in der „Arbeiter-Politik", der Zeitschrift der „Kommunisti¬
schen Opposition", vom 31. Januar 1931, das Vorgehen des

Allgemeinen Verbandes ausdrücklich begrüßt und ausgeführt

wird, dafi sich der Allgemeine Verband, indem er die

Schaffung des Betriebsrates erzwungen hat, nicht nur um

die Angestellten, sondern letzten Endes auch um die Han¬

delsvertretung selbst ein Verdienst erworben hat. Dieser

Begründung des Vorgehens des Allgemeinen Verbandes

kann nur voll und ganz zugestimmt werden. Es ist bewußte

Tendenzmache, wenn dem Allgemeinen Verband jetzt von

kommunistischer Seite vorgeworfen wird, er habe einen

Betrieb der Sowjetunion schwächen, und ihm Schaden zu»

fügen wollen. Genau das Gegenteil ist der Fall: wir alle

sind uns wohl bewußt, dafi die Vertretungen der Sowjet»
Union als eines wenn auch nicht sozialistischen, so doch

antikapitalistischen Staates anders anzusehen sind, als ein

kapitalistischer Betrieb in einem kapitalistischen Staat. Und

wir sind auch überzeugt davon, daß es eine Schwächung
der gesamten Arbeiterbewegung bedeuten würde, wenn

diesen Betrieben besondere Lasten auferlegt, besondere

Schwierigkeiten bereitet würden. Aber eines muß verlangt
werden: daß diese Vertretungen eines anti¬

kapitalistischen Staates ihren Arbeitneh¬

mern mindestens die Rechte gewähren, die

ihnen in allen kapitalistischen Betrieben

"von Staats wegen g e währ t werden müssen,
die sich die A rb e i t nehm er s chaf t im kapi¬
talistischen Staat errungen hat. Und es muß

vielmehr als eine Schwächung der Arbeiterbewegung an¬

gesehen werden, ~wehn sich' eine Vertretung der Sowjetunion
dieser selbstverständlichen Pflicht nicht bewußt ist. Sie zu

dieser Pflicht zurückgerufen zu haben war Sinn und Zweck

des Vorgehens des Allgemeinen Verbandes der Deutschen

Bankangestellten. Bedauerlich bleibt nur, dafi erst durch die

bürgerlichen Arbeitsgerichte diese selbstverständliche Forde¬

rung verwirklicht werden konnte.
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Die Rationalisierung der Ferien

. Mehr denn je zwingt die wirtschafüiche Notlage jeden
einzelnen zur Rationalisierung seines gesamten Lebens»

betriebes. Sehr wichtig ist die restlose Ausnutzung der

knappen Freizeit, die sich die werktätige Bevölkerung nach

langen Kämpfen errungen hat. Eingehende gründliche Vor¬

bereitung nach jeder Richtung hin ist nötig, um die Ur¬

laubszeit zu einem vollen Erfolg zu gestalten, um die dafür

aufgewendeten Mittel möglichst vielseitig auszunutzen.

Abgesehen von denen, die sich zur Aufbesserung ihrer

Gesundheit einer zweckentsprechenden Kur unterziehen

müssen, sollte der in die Ferien gehende Angestellte ein

seinem Intellekt entsprechendes Gebiet aufsuchen. Tatsäch¬

lich besteht ja bei den meisten Menschen das Ausspannen,

die Erholung, nicht im absoluten Nichtstun. Vielmehr wird

ein Ausgleich bei einer Lebensweise gefunden, die der sonst

üblichen möglichst entgegengesetzt ist (wobei der Gegen¬
satz vom Intellekt bestimmt wird). Schließlich besteht aber

für den in die Kampffront eingereihten Angestellten noch

eine weitere Pflicht. Er muß gerade die Ferienzeit benutzen,
um seinen Gesichtskreis und seine Erfahrungen zu er¬

weitern. Arbeit solcher Art läßt sich durchaus mit Erholung
vereinen, sie führt zu einer Erfrischung des ganzen Orga¬
nismus, wenn sie nur unter dem gekennzeichneten Gesichts¬

winkel gewählt wird.

Ferienzeit ist Reisezeit. Erinnern wir uns daran, daß

früher dem Reisen ein spezifischer Sinn zugrunde lag.
Reisen war verbunden mit dem Begriff: Land und Leute

kennenlernen. Im Zeichen des Autos ist für die übergroße
Mehrzahl das Reisen eine Sache für sich geworden. Ohne

tiefere Absicht im alten Sinne reist man des Reisens wegen,

um sich zu zerstreuen, um eine Abwechslung zu haben.

Diese Auffassung des Reisens der mehr oder weniger mon¬

dänen Welt, die sogar reist, weil es zum guten Ton gehört,
hat leider auch schon auf die werktätige Bevölkerung ab¬

gefärbt. Das liegt weniger an der Mentalität des Arbeiters

und Angestellten, als daß ihn vielmehr die ganze Organi¬
sation des modernen Reisebetriebes — Hotels, Pensionen,

Reisegesellschäften usw. '¦— auf diesen Weg drückt. Es ist

mitunter äußerst schwierig, besonders im fremden Lande,
sich von diesen Einflüssen freizumachen. — Der Angestellte
sollte aber wieder reisen, um Land und Leute kennenzu¬

lernen. Ganz abgesehen davon, dafi er die dabei erworbenen

Kenntnisse gegebenenfalls in seiner Stellung verwerten kann,
ist er das — es wurde schon gesagt

— der werktätigen
Bevölkerung auch als Klasse gegenüber schuldig. Er lernt

dabei Arbeitsweise und -bedingurigen, den Lebenskreis und

: die Ideologie seiner Kollegen in anderen Landesteilen

kennen, was für die Verständigung innerhalb der Organi-
< sation und für das Verständnis der Regelung tariflicher und

arbeitsrechtlicher Fragen selbstverständlich von großer Be¬

deutung ist. Auch für die Organisation ist es wichtig, wenn

an solchen Fragen Kollegen mitarbeiten können, die die

Verhältnisse aus eigener Erfahrung kennen. Das gilt natür¬

lich nicht nur für das eigene Land. Längst haben sich ja
schon die Werktätigen über die Landesgrenzen hinweg
international gefunden. Besser als über die Lebensverhält¬
nisse der englischen und französischen Kollegen zu lesen
ist es, in den Ferien zu ihnen zu gehen, sie selbst zu fragen
und ihr Leben zu sehen.

Die Ergebnisse der materialistischen Geschichtsforschung
haben klar erwiesen, daß die kulturelle und politische Ent¬

wicklung eines Landes weitgehend von den natürlichen Be-

dirgiingen abhängig ist, unter denen das Leben der Be-

. völkerung abläuft. Dann kann man aber auch auf dem

umgekehrten Wege zu einem Resultat gelangen: vom Stu-

diurh der natürlichen Bedingungen zum Verständnis der

kulturellen und politischen Lebensformen. Dazu ist aber

kein anderer mehr geeignet öls der Werktätige, denn er

bringt die „Erfahrung am eigenen Leibe" mit, ist also viel

eher imstande, treffende Vergleiche zu ziehen, und dann ist

er nicht durch Vorurteile und bewußte oder unbewußte

Verpflichtung zur Rücksichtnahme in der logischen, konse¬

quenten Durchdenkung gehemmt. Das Ganze ist also ein

Gebiet, auf dem sich die mehr suchend eingestellten Na¬

turen betätigen können.

Diese Beispiele für rationelle Ferienausnutzung ließen sich

leicht vervielfältigen. Aber schon diese kurzen Hinweise

genügen wohl, um zu. beweisen, daß es Möglichkeiten gibt,
die Ferien in dem Sinne auszubauen. Und andererseits be-

,weisen sie, dafi sich diese^ Arbeit lohnt, ja, daß diese Arbeit

volle Befriedigung geben kann und darum wirkliche Aus¬

spannung, wirkliche Erholung bedeutet. Kehren wir aber

von den Zielen wieder zu dem Erreichbaren zurück. Da ist

es klar, dafi die Beschränkungen an Zeit und Geld dem

Werktätigen nur wenig Bewegungsfreiheit geben. Hier stellt

sich uns die erste Rationalisierungsaufgabe entgegen: die

wenigen Mittel so anzulegen, dafi ein möglichst hoher Ge¬
winn herausspringt. Darum ist die Vorbereitung für die

¦ Reise einer der wichtigsten Teile der Reise selbst, der oft

über Gelingen und Erfolg entscheidet.

Vorauf geht die gründliche Ueberlegung, welchem Inter¬
essenkreis man sich zuwenden will. Wie gesagt: hier ist der

Intellekt von ausschlaggebender Bedeutung, eine eingehende
Prüfung ist nötig. Der organisatorisch Interessierte geht in-

Gebiete, wo er die Einrichtungen der Arbeiterschaft, der

modern geleiteten Kommunen oder moderne Produktions¬
methoden kennenlernen kann, der Naturfreund studiert die

Lebensformen im Wald und an der See, und der Mensch mit

der „abenteuerlichen Ader" geht in die Berge, um zwischen

zwei Besteigungen die Lebensbedingungen des Almbauern
kennenzulernen. Bei der Auswahl des Interessenkreises

lasse man sich nicht davon leiten, ob dieser odei jener
Bekannte mitmachen will oder nicht. Man verzichte lieber
auf die Gesellschaft, Zeit und Geld sind zu kostbar, als daß

sie durch die schlechte Laune eines Dritten geopfert werden
könnten. Der Schaffende findet schnell gleichgesinnte Ge¬
sellschaft in allen Himmelsgegenden. Wer sich über die

Aufgabe klar ist, geht daran, ein Gebiet ausfindig zu

machen, das sich für seine Ziele besonders eignet. Hier

tritt der Faktor „Zeit und Geld" in die Rechnung, aber nach

reiflicher Ueberlegung kommt der höchste Nutzeffekt her¬

aus. Es ist unmöglich, mit den vielseitigsten Beispielen
aufzuwarten, da ja die Verhältnisse von Mensch zu Mensch

wechseln. Aber hier helfen mit Rat und Tat die Reisestelle

im Reichsausschufi für sozialistische Bildungsarbeit, die

Reisebüros der „Naturfreunde", die Beratungsstelle der

Verbände. Günstige Fahrverbindungen, billige Quartiere,
Verbindungen mit den befreundeten Organisationen sind

über diese Stellen zu haben. Es ist selbstverständlich, daß

alle diese Kleinigkeiten des täglichen Lebens vor Antritt

der Reise geregelt sein müssen. V/er das nicht macht, ver¬

liert kostbare Stunden der Ruhe, Erholung und Arbeit mit

Quartiersuchen in überfüllten Orten, mit verpaßten Zug¬
anschlüssen, geschlossenen Museen und Anstalten und

zwecklosen Umwegen. — Entscheidend pflegt für das Ge¬

lingen der Ferienreise auch das Wetter zu sein. Die Wetter¬

macher sind heute schon so weit, daß wir über die Zeiten

günstiger Wetterlagen in den einzelnen Gebieten im all¬

gemeinen Bescheid wissen. Anfang Mai kann man nicht an

die Küste fahren, weil dort der Frühling noch nicht weit ist.

Mittel- und Hochgebirge leiden im Juni und Juli stark unter

Tiefdruckgebieten, auch erschwert die große Hitze aus¬

gedehntere Wanderungen sehr. Für das Hochgebirge ist

die Zeit von Mitte August bis Ende September die beste.

Schließlich sei noch darauf verwiesen, daß die Werk¬

tätigen daran gegangen sind, das Reisen unter den oben

aufgezeigten Gesichtspunkten zu organisieren. Wertvolle

Arbeit leistet hier der Touristenverein „Die Naturfreunde"

und vor allem der Reichsausschufi für sozialistische Bil¬

dungsarbeit. Bei den von diesen Organisationen durch¬

geführten Gesellschaftsreisen sind dem Teilnehmer alle

kleinen Sorgen des Alltags abgenommen, durch die gemein¬
same Reise wird manche Verbilligung herausgeholt und die

Hilfe der Arbeiterorganisationen anderer Länder gut an¬

gewendet. Selbstverständlich ist, dafi bei.diesen Reisen die

freundschaftlichen Beziehungen zu den Werktätigen anderer

Staaten besonders gepflegt werden. Der Reichsausschuß für

sozialistische Bildungsarbeit, Berlin SW 68, Lindenstrafie 3,
schreibt auch in jedem Jahr eine große Zahl von Studien¬

reisen aus. In dem umfangreichen Programm für 1931

finden sich eine kunsthislorisch-soziologische Studienfahrt

nach Franken-Bodensee, soziologische Studienreisen nach

Mitteldeutschland und in das Rhein-Ruhrgebiet, eine agrar-

politische Studienreise nach Estland-Finnland-Lapplqnd,
eine kulturpolitische Studienreise nach Belgien-England und

je eine naturwissenschaftlich-kulturpolitische Studienreise in

die Ostalpen (Oesterreich) und in die Westalpen (Schweiz).
Wer sich für das Erste einen selbständigen Versuch für die

Neugestaltung seiner Ferienreise nicht zutraut, der kann sich

je nach Interesse und Mitteln einer dieser Reisen an¬

schließen.
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Ein wichtiger Teil der Reisevorbereitung ist das Literatur¬

studium. Es hat zweifellos seine Reize, möglichst unvor¬

eingenommen in das Neuland hineinzuziehen. Aber ab¬

gesehen davon, daß wir uns manchen Umweg ersparen,

wenn wir die Erfahrungen unserer Vorgänger benutzen,

müssen wir uns ja doch früher oder später mit anderen

Meinungen auseinandersetzen. Schließlich ist aber der ge¬

werkschaftlich organisierte Angestellte so geschult, daß er

sich trotz des Literaturstudiums nicht beeinflussen läßt, ja

in vielen Fällen sogar durch das spätere Studium am Objekt
in der Lage ist, die Auffassungen anderer sofort an Ort und

Stelle kritisch zu prüfen, was selbstverständlich den Wert

der ganzen Arbeit, bedeutend hebt. Mit dem Literatur¬

studium muß man frühzeitig beginnen, da man bei neuen

Gebieten vorerst gar nicht über den Umfang der vor¬

handenen Literatur orientiert ist. Die Sache sieht aber

schlimmer aus als sie ist. Jeder Bibliothekar in den gewerk¬
schaftlichen, kommunalen oder staatlichen Bibliotheken ist

über die Hauptliteratur unterrichtet. Wenn man ihm nur

das Gebiet nennt, wird.er einige Werke angeben, aus deren

Literatur-Zitaten und Hinweisen das weitere Schrifttum be¬

kannt wird. Da die Bibliotheken alle untereinander im Aus¬

tauschverkehr stehen, kann man auf diese Weise, ohne

größere Kosten das ganze Material kennenlernen. Im An¬

fang wird man oft vor der Fülle zurückschrecken, bei der

Bearbeitung lernt man aber schnell, das für den Zweck

Wichtige vom weniger Bedeutungsvollen trennen, so dafi

mit einiger Liebe bald ein" Ueberblick erreicht wird.

Darauf kommt es an: man muß Liebe und Sorgfalt auf

die Vorbereitung zur Ferienreise verwenden, dann ist die

Aufgabe der Rationalisierung halb gelöst. Und es gibt kaum

ein Ding, das unsere Aufmerksamkeit in dieser Richtung

mehr verdient als die wenigen kurzen Ferientage, auf die

wir uns ein ganzes Jahr freuen, für die wir ein ganzes Jahr

lang sparen.

STATISTIK DER ERWERBSLOSIGKEIT

I. Industrie und Handel:

a) Kaufmännische Angestellte (ZdA) .

b) Bankangestellte ... . . . ,

c) Technische Angestellte (Butab) . .

d) Werkmeister*) . .

e) Poliere, Schachtmeister im Baugew.

f) Werkmeister der Schuhindustrie . .

Stand am Letzten des

Monats in v. II.

April 1931 März 193t

10,0
7,7

20,2

32,0
15,5

II. B e h ö r d e n (einschließlich Anstalten

der Sozialversicherung):
a) Büroangestellte (ZdAl 5,6

b) Technische Angestellte ..... 14,1

,*) Statistik in der Umstellung begriffen.

9,5
7,6

18,,3

35,0
13,8

5,8
12,6

Index der Erwerbslosigkeit
LI

, .
. , TT ,

. Bcrcdinungsbasis 19:7 29

Industrie und Handel: Apiit 1931 März 1931

a) Büroangestellte (ZdA) 270 257

b) Technische Angestellte (Butab) . . 381 349

c) Poliere, Schachtmeister im Baugew. 262 303

d) Werkmeister der Schuhindustrie . . 246 222

Gewogener Durchschnitt: 296 287

II. Behörden (einschließlich Anstalten

der Sozialversicherung):
a) Büroangestellte (ZdAl 190 19S .

b) Technische Angestellte (Butab) . . 850 769

Gewogener Durchschnitt: 245 245

ARBEITSRECHT

Wieder ein Ebenbürtigkeitsurteil für Gelbe

In Ergänzung zu dem unter dieser Spitzmarke in der

letzten Nummer erschienenen Aufsatz ist noch wichtig, daß

der Reichsbund Deutscher Angestelltenberufsverbände auch

vor der Angestelltenkammer, der Amtsgerichtsrat Dr. Aschner

vorsitzt, eine Klage eingereicht hatte. Diese Kammer hatte

aber anscheinend wenig Neigung, die Tariffähigkeit dieser

gelben Organisation anzuerkennen. Inzwischen war das Ur¬

teil der 10. Kammer gefällt worden. Daraufhin zog es der

Vertreter des RDA schleunigst vor, von der Fortführung des

Prozesses vor der Bankangestelltenkammer Abstand zu neh¬

men. Bezeichnenderweise hat diese aufrechte Organisation
es auch unterlassen, in die Berufungsinstanz zu gehen, ob¬

wohl sie in. der Sache auch vor der 10.' Kammer abgewiesen
worden war. So groß war ihre Freude über das Aner-

'

kenntnis, das ihr als Organisation von dieser Kammer zuteil

geworden war. Ein aufschlußreicheres Verhalten darüber,
was diese famose Angestelltenorganisation selber für ein

Zutrauen zu ihrer Tariffähigkeit hat; kann man sich kaum

denken. Gr.

UUS DER ANGESTELLTENBEWEGUNG

Ein Musterbeispiel gefärbter Berichterstattung
Unter dem Schutze der Prefifreiheit des republikanischen

Deutschlands hat sich — sehr zum Bedauern des anstän¬

digen Journalismus — in manchen Blättern, besonders des

rechten und linken Radikalismus, eine Methode der Be¬

richterstattung eingeschlichen, die nicht scharf genug ge¬

brandmarkt werden kann. Gewiß wird in Berichten über

politische Ereignisse, insbesondere bei Wahlen, jede Partei

die für sie besonders günstigen Momente in den Vorder¬

grund stellen, sie aber in ihr Gegenteil umzufälschen, ge¬
hörte bisher nicht zu den Methoden einer anständigen
Journalistik.
Es blieb dem Deutschnationalen Handlungs¬

gehilfen-Verband überlassen, seine von den all¬

gemeinen Gepflogenheiten abweichenden Methoden auch

hier weiter zu entwickeln. Ueber das Ergebnis der Wahlen

zur Bremer Angestelltenkammer hatten wir in Heft 5

unserer „AfA-Bundes-Zeitung", Seite 96, berichtet und dabei

objektiv festgestellt, daß der Gedag seine Stimmenzahl

ebenso wie der AfA-Bund erhöht und seine Mandatszahl

gehalten hat. Und nun lese man den Bericht in Nummer 7

der „Handelswacht" über den „Sieg des DHV bei der

Bremer Angestelltenkammerwahi": -

-

---.*•:--: <:-.-,'

„Bei der diesjährigen Angestelltenkammerwahi in Bremen

erhielt die Liste des DHV 3215 (i. V. 2436) Stimmen., Da¬

mit hat der Verband mit 8 (i. V. 7) Sitzen die unbestreitbare

Führung an sich gerissen. Die uns befreundeten Verbände

VwA, Bremen, und Gedag, Bremerhaven, erhielten nach

dem Meldungsergebnis je einen Sitz. Im weiten Abstand

folgen die gegnerischen Verbände: dem GdA, Bremen,
wurden 3

_

Sitze zugesprochen; die Liste des DBV erhielt

einen Sitz."

..Der AfA-Bund wird also überhaupt nicht erwähnt, ob-

§leich er mit seinen 9 Sitzen dem Gedag mit seinen .10

itzen unmittelbar folgt. Da dieser Abstand aber selbst

begriffsstutzigen Lesern der „Handelswacht" nicht als

„weit" erschienen wäre und somit der „Sieg des DHV"

nicht in so strahlendem Glänze geleuchtet hätte, läßt die

Zeitschrift den AfA-Bund einfach aus ihrer Aufstellung
heraus.

SOZIALPOLITIK

Die Wissenschaftler in der Sozialpolitik
Grundlagen und Grenzen der Sozial¬

politik. (Verlag von Duncker u. Humblot in München und

Leipzig.) Unter diesem Titel ist ein Schriftchen erschienen,
das bezeichnend ist für die Gegensätze in den sozialpoliti¬
schen Bestrebungen unserer Zeit. Der erste Teil der Schrift

erweckt allerdings eine andere Erwartung. Der gegenwärtige
Vorsitzende des Vereins für Sozialpolitik Dr. Christian

E c k e r t, Professor an der Universität Köln, wirft in einer

„Einführung" einen Rückblick auf die Geschichte des Vereins

für Sozialpolitik: Fast 60 Jahre sind verflossen, seitdem —

im Jahre 1872 — akademische Lehrer und Schriftsteller eine

Versammlung angeregt haben, die schließlich zur Gründung
des Vereins für Sozialpolitik geführt hat. Damals herrschte

die Anschauung, dafi die beste aller Welten zu erwarten sei,

wenty sie sich unter dem Einfluß der Naturgesetze und des
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¦ungehemmten Eigenwillens entfalten könne. .Langsam wuchs

jedoch die Erkenntnis, daß wir auf diesem Wege zu uner¬

träglichen Zuständen gelangen. Die Erzeugung und der

Vertrieb von Gütern aller Art wuchs gewaltig. Erfolgreiche
Unternehmer häuften immer größere Reichtümer auf. Aber

die grofie Masse des arbeitenden Volkes sank in wirtschaft¬

liche, gesundheitliche und seelische Not. Hiergegen wandten

sich angesehene Professoren. „Ausgangs- und Endpunkt
der Wirtschaft", das war ihre Meinung, „sind nicht die

Güter, sondern der Mensch. Die Wirtschaft ist nicht Selbst¬

zweck, sondern hat nur die Aufgabe, dem Menschen die

Mittel zu liefern, die ihm unentbehrlich sind, um alle seine

Anlagen und Kräfte zur Entfaltung zu bringen."
Als erste Aufgabe der neuen Vereinigung erschien vielen

ihrer "Mitglieder eine propagandistische, eine aufklärende

Tätigkeit über drängende Sozialprobleme. Waren auch die

unmittelbaren Erfolge zunächst gering, so sind doch die

glänzenden Angriffe gegen überalterte Ideale, wie sie der

Verein ¦ hinsichtlich der Arbeiterzusammen¬

schlüsse auf seinen Generalversammlungen 1872, 1897,
1905 unternahm, nicht ungehört verhallt. Für die Fort¬

bildung des Arbeitsvertrages hat der Verein

durch seine Werbekraft wesentliche Voraussetzungen ge¬

schaffen, auf denen unsere Zeit aufbauen konnte.

- Ueber dies,e Bemühungen sind die Bestrebungen des Ver¬

eins früh hinausgewachsen. Sie dienten mehr ^und mehr

der
'

:w i ss eh seh af t I-'f.c'h en Erhaltung •'. urid.-
Durchleuchtung sozialwirtschaftlicher Zeitprobleme.
Getreu dieser Ueberlieferung wünschte der Verein auf seiner

letzten Generalversammlung die Grundfragen aller Sozial¬

politik behandeln zu lassen. Er hat zwei Gelehrte für die

Hauptvorträge hierüber gewonnen: 1. einen Verteidiger
der kapitalistischen Wirtschaftsordnung und ihrer Leistungen,
Professor Dr. Adolf Weber von der Universität München,
und 2. einen Freund einer durchgreifenden Umformung der

bestehenden Wirtschaftsorganisation im Sinne sozialistischer

Zukunftshoffnüngen, Professor Dr. Eduard Heimann von

der Universität Hamburg. Die beiden Vorträge bilden

den weiteren Inhalt des Schriftchens. Aus ihnen entnimmt

Prof. Eckert eine weitgehende Uebereinstimmung der beiden

Redner hinsichtlich des sozialpolitisch zurzeit Vertretbaren.

. Sehen wir genauer zu. Prof. W e b e r behandelt in seinem

Vortrage die Frage, wie für die Gesamtheit der Arbeitenden

das Verhältnis zur Güterwelt verbessert werden könne. Er.

beantwortet die Frage, indem er nachzuweisen sucht, daß

die Wirtschaft das Verhältnis um so mehr verbessere, je
mehr Kapital sie in ihren Dienst stellen und je mehr sie. die

Warenpreise herabsetzen kann. Aber auch wenn die Wirt¬

schaft die Warenpreise nicht herabsetzt, erscheint das Herrn

Prof. Weber nicht „so gefährlich". Denn das auf diese

Weise ersparte Kapital kommt „anderswo, wenn auch nicht

ehne Verluste, der Volkswirtschaft wieder zugute".
' t)agegen lehnt Prof. Weber die sogenannte Kaufkraft-

"ttteorie ab, „die in letzter Zeit zur Begründung sozial¬

politischer Maßnahmen und gewerkschaftlicher Bestrebungen
mit Vorliebe herangezogen wurde: die Auffassung, dafi es .

¦für die Volkswirtschaft.nichts Ersprießlicheres geben könne
als Entfesselung des Verbrauchs'. Im Gegenteil: Werden
die Löhne auf Kosten der Bildung von Kapital im volkswirt¬

schaftlichen Sinne erhöht, dann können wir von einer Ueber-

höhung der Löhne sprechen. Sie drängen die Entwicklung
je länger je mehr auf Zerfall der Volkswirtschaft und damit

auch auf Zerfall der Sozialpolitik. Das äußere Zeichen dafür

Sei die chronische Arbeitslosigkeit. Eine vorübergehende
Senkung der Gehälter und Löhne sei zur Gesundung der

Wirtschaft unvermeidlich. „Nur wird sorgsam erwogen
¦werden müssen, daß die Lohnsenkungen — natürlich sind

Reallohnsenkungen gemeint — nicht Endzweck, sondern

Mittel zum Zweck, nämlich zur Kapitalbildung, zur Preis¬

senkung, zur Arbeitsbeschaffung, zur Steigerung des Arbeits¬
einkommens sind. Um dieses Ziel zu erreichen,' ist mög¬
lichste-.Schonung der volkswirtschaftlichen Kontinuität er¬

forderlich;" — ¦.-.¦-•; ;
.

. •-..-.

Bezeichnend ist, wie Prof. Weber hier die Bedeutung des

Kapitals über schätzt, die der Kaufkraft unter schätzt.

Niemand bestreitet, daß eine günstige Entwicklung der Wirt¬

schaft auch von der ständigen Verbesserung der gemein¬
samen Arbeit durch zweckmäßigere Arbeitsmittel und
Arbeitsverfahren abhängt, also unter den heutigen Verhält¬
nissen: von einer sachgemäßen Verwendung immer größerer
'Kapitalmengen. Was der Redner hierüber gesagt hat, ist

für die Gewerkschaften eine seit jeher anerkannte Selbst¬
verständlichkeit. Sie hebt aber durchaus nicht die Wichtig¬
keit der Kaufkraft auf, auf die die Gewerkschaften gegsn-

über den Befürwortern der Lohnherabsetzungen immer
wieder hinweisen müssen. Nur dann kann die Wirtschaft
sich ungestört weiter entwickeln, wenn in demselben Maße,
wie die Gütererzeugungskraft der Wirtschaft steigt, auch die
Kaufkraft der Bevölkerung wächst.

Dies zeigt sich in der jetzigen Wirtschaftsstörung auf das
Deutlichste. Es ist nicht richtig, daß die Wirtschaft z u

w e n i g K a p i t a 1 in den Betrieben festgelegt hat. Sie kann
vielmehr das festgelegte Kapital nicht voll ausnutzen. Sie
muß die Betriebe ganz oder zum Teil stillegen. Die Kauf¬

kraft der Bevölkerung ist nicht so groß, dafi alle die Waren,
die die Wirtschaft an den Markt bringen könnte, Abnehmer
finden. Daher betonen die Gewerkschaften mit Recht, daß

bei der gegenwärtigen Wirtschaftslage eine Gesundung der

Wirtschaft, eine wesentliche Besserung der Geschäftslage
und eine beträchtliche Einschränkung der Arbeitslosigkeit
nicht möglich ist, wenn nicht die Kaufkraft der großen Masse

entsprechend größer wird. Auf die Dauer kann die Wirt¬

schaft immer größere Mengen von Kapital nutzbringend nur

in einem gewissen Verhältnis zur Kaufkraft verwenden. Ist

das Verhältnis einmal zu Ungunsten des Kapitals gestört,
dann mögen die Sachverständigen von einer Ueberhöhung
der Löhne sprechen und zur Herabsetzung der Löhne

mahnen.

Unberechtigt aber sind solche Ausführungen bei der Be¬

urteilung der gegenwärtigen Zustände. Jetzt ist das

Verhältnis zuungunsten der Kaufkraft gestört. Aus der un¬

genügenden Kaufkraft erwächst jetzt der Zerfall der Wirt¬

schaft und die unerträgliche Arbeitslosigkeit. Und in einer

solchen Zeit wendet sich Prof. Weber mit Rücksicht auf

das „richtige Verhältnis zur Kapitalbildung" nur gegen die

angeblich zu hohen Löhne und bezeichnet die Senkung der

Gehälter und Löhne als unvermeidlich zur Gesundung der

Wirtsdhaft. Das trägt wahrlich nicht zur wissenschaftlichen

Erhellung und Durchleuchtung der hier in Betracht kommen¬

den Fragen bei. -'- -

Anders stellt sich der zweite Redner, Prof. Heimann,
zu der von Professor Weber aufgeworfenen Frage. In einer

Anmerkung verweist er darauf, dafi seine Rede ein ge¬

drängter Ueberblick über die Gedankengänge ist, die er in

seinem Buche: „Soziale Theorie des Kapitalismus — Theorie

der Sozialpolitik" des näheren ausgeführt und begründet
hat. In der AfA-Bundeszeitung ist das Buch kurz nach

seinem Erscheinen besprochen worden (Jahrgang 1929,
Seite 214, 215). Deshalb genügen in diesem Zusammenhange
einige kurze Hinweise.

Der Redner beginnt mit der Feststellung, dafi die An¬

sichten der Wissenschaftler über das Verhältnis zwischen

Verbrauch und Kapitalbildung auseinandergehen.
Rein theoretisch wäre diese Frage nicht zu entscheiden.

Aber die Sozialpolitik für die jetzige Wirtschaftsstörung
verantwortlich zu machen, so fährt Prof. Heimann fort,

widerspricht den Tatsachen. In allen kapitalistischen
Ländern wütet die Störung, auch in Amerika. Sie muß also

allgemeinkapitalistische Gründe haben und nicht besonders

deutsche, sozialpolitische. Wäre nicht die allgemeine Wirt- •

Schaftsstörung über die Welt hereingebrochen, so wäre die

deutsche Sonderstörung aus dem Sommer 1929 längst be¬

hoben.

Ferner dürfen wir nicht einzig und allein auf den wirt¬

schaftlichen Nutzen sehen. In der Sozialpolitik geht
es um das Schicksal des Menschen in der Wirtschaft. Der

soziale Gedanke fragt, unter welchen Bedingungen die Be¬

schaffung der wirtschaftlichen Güter vor sich geht, und mit

welchen Begleitumständen und Folgeerscheinungen sie ver¬

knüpft ist. Ein Schaden an der Güterbeschaffung erscheint

der Sozialpolitik nicht unter allen Umständen als verwerf¬

lich. Er kann gerechtfertigt sein, wenn er einen außer- und

überwirtschaftlichen Nutzen für den Menschen, einen Zu¬

wachs an Freiheit und Würde bringt. Hier muß ebenfalls

ein richtiges Verhältnis hergestellt werden. Von diesem

Standpunkte aus sind die Fragen des Arbeitslohnes und der

Arbeitszeit zu beantworten.

Prof. Heimann wendet sich also — trotz großer Zurück¬

haltung und Höflichkeit in der Form — sachlich gegen

die Wissenschaft des Prof. Weber. Was der erste Redner

empfiehlt, verwirft der zweite Redner.

In sehr dankenswerter Weise ergänzt Prof. Dr. P. H e r m -

b e r g
- Jena in seinem Schriftchen „Krisenablauf einst und

jetzt" (Verlag: Carl Heymann, Berlin) die Antwort an Pro¬

fessor Weber. Er weist überzeugend nach, dafi eine Preis¬

herabsetzung nur dann und nur soweit zur Krisenüber¬

windung wirksam wird, als sie nicht auf Kosten des Ver-
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brauchseinkommens geschieht, nicht durch Lohnkürzungen .

erkauft wird. In den Schlußsätzen .schreibt er ferner: Die

Eselsbrücke der Lohnsenkung, wie sie .in Deutschland ge¬

fordert wird, ist um so verfehlter, als tatsächlich die deutsche

Lohnhöhe heute immer noch tiefer als vor dem Kriege,
unter der der angelsächsischen und nordischen Konkurrenten

liegt. Der Unterschied ist immer noch so groß, daß alle

Hinweise auf besondere Belastung durch Young-Zahlungen,
Sozialabgaben und Steuern nicht dagegen aufkommen. — ¦

¦ Wojlteqi wir^rrjätsuriserern abschließenden. I^rie^I.w.^a.rie.n,.
bis s,ich.,-die^ maßgebenden' Wissenschaftler -'jh. derselben _^

Ueberzeygung zusammengefunden haben, 'darin wüjde • das •'

noch lange! dauern. Das..'können '^jf. nicht. Die. NQt 'drängt
zu sehr.! — (jewifi müssen .wir. die Gründe' der? Wissen-

schaftler; soweit wir Zeit.und Gelegenheit dazu.hafei, gründ»
";

lieh prüfen. .Aber.uns entscheiden und handeln müssen wir

nacl) unseren" eigenen Beobachtungen-ur«l Ueberlegungen,
nach unserer eigenen Erfahrung. ." G"u s t'a v Ho ch.

..,

WIRTSCHAFT

Wirtschaftliche Bedeutung des Theaters

In der gegenwärtigen Zeit dauernder Wirtschaftskrise ist

von den freien Gewerkschaften immer wieder darauf zu

verweisen, daß auch der Kampf gegen die grofie Not der

deutschen Theater, mit zu den kulturellen Aufgaben unserer

Bewegung gerechnet werden muß. Es bestätigt sich täglich,

dafi das furchtbare soziale Elend der Angestellten und

Arbeiter nicht nur ihre materielle Lage betrifft, sondern

vor allem auch als seelische Not gesehen werden muß. Die

Erhaltung der Theater ist eins der wichtigsten Mittel zur

geistigen und seelischen Erhebung der von der kapitalisti¬
schen Wirtschaftskatastrophe aufs schwerste belasteten

Massen. Das Ringen um die Erhaltung der Theaterbetriebe

hat aber auch seine grofie wirtschaftliche Bedeutung, über

die soeben in dem Verbandsorgan des Deutschen Chor¬

sänger-Verbandes und Tänzerbundes eine übersichtliche

und verdienstvolle Arbeit von Heinz Neuberger er¬

schienen ist. Wir glauben, den Funktionären der AfA-Orts-

kartelle, die immer wieder gezwungen sind, mit den Kom¬

munalverwaltungen über die Aufrechterhaltung der Theater¬

betriebe zu verhandeln, den Inhalt dieses Aufsatzes nicht

vorenthalten zu_sollen. Neuberger schreibt:

„Ist nun auch das Theater ein Schlüsselgewerbe? Diese

Frage dürfte zu bejahen sein! Ich will dabei natürlich nicht

vom Theater-Neubau sprechen,, der ja im Sinne des Bau- .

gewerbes - Schlüss'elgewerbe ist, der uns aber trotz .der-

mutigen' Taten von Ansbach, Ingolstadt und. Neustadt

(Haardt) kaum mehr begegnet. Ich denke an den regulären
Theaterbetrieb und sehe dabei eine ganze Reihe von

Situationen, die uns den Theaterbetrieb als typisches
Schlüsselgewerbe erkennen lassen, die uns also deutlich

besagen, daß das Ende des Theaters auch das Ende dieser

Unternehmungen bedeuten muß.

Betrachten wir zunächst einmal das Werk, das aufgeführt
wird: Autoren, Komponisten, Bühnenverleger, die speziell
auf die Anfertigung von Bühnenmanuskripten eingestellten
Vervielfältigungsanstalteri verspüren hier deutlich die Aus¬

wirkung des Schlüsselgewerbes, nicht ohne daß etwa die

Bühnenverleger, die in einem Kartell zusammengeschlossen
sind, vei suchten und zwar vor einigen Monaten mit Erfolg,
nicht abhängig vom Theater zu werden, sondern das Theater

ihren Bedingungen zu unterwerfen. Den Operettenverlegern
ist es dabei zunächst geglückt, die Theaterleiter zu handi-

capen und sich von der Abhängigkeit des Schlüsselgewerbes
zu befreien. Letzten Endes aber werden auch sie sofort vom

hohen Roß herabzusteigen gezwungen sein, sobald es um

die Existenz des Theatergewerbes überhaupt geht. Denn

ohne Theaterbetrieb kann ja auch das wirksamste Stück

nicht gespielt werden!

Außer den Autoren und Verlegern sind es dann jene
Betriebe, die das Material für Ausstattung der Stücke lie¬

fern. Da gab es früher einige wenige, sehr renommierte Fir¬

men, von denen man fertige Ausstattungen für alle Reper-
toirewerke bezog, vom Freischütz bis zum Tannhäuser, von

der Braut von Messina bis zu Rosenmontag. Heute, im

Zeitalter der Bühnenbildner, sind diese Firmen schon den

Bedingungen des Schlüsselgewerbes erlegen, das diese

Branche eben nicht mehr zu stützen gewillt war, eigene
Werkstätten angliederte, individueller zu arbeiten versuchte,
manchmal dadurch vielleicht billiger, häufiger teuerer.

Immerhin leben vom Theater als Schlüsselgewerbe noch

Firmen, die spezielle Theatermateriälien liefern, Theater¬

leinwand usw. und etliche Ausstattungsfirmen, von denen

man sämtliche Kostüme käuflich oder leihweise bezieht, sei

es für „Ballerina des Königs" oder für „Hotel Stadt Lem-

berg". Daneben ist das Theater Schlüsselgewerbe für alle

jene Branchen, die das Rohmaterial für die Kostüm¬

schneiderei und die Waffenmeisterei des Theaters liefern.

Schlüsselgewerbe ist das Theater aber auch für dis Liefe-
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ranten des Theaterfriseurs, für die Schminkefabrikanten,
die ihr Hauptabsatzgebiet eben..doch, nur im Theater finden

t

können. Auch die Theaterbeleuchtung ist Erwerbsquelle
für etliche Spezialfirmen, die allerdings nie einzig und allein

auf das Theater angewiesen sind, aber doch das Ende des

Theaters peinlich empfinden würden.

Das Theater ist also in vielfacher Hinsicht ein Gewerbe,
das als Schlüsselgewerbe zu gelten hat, von dem andere.

Gewerbe abhängig sind. Ueber diese Zahl von Gewerbert

hinaus sind es aber natürlich noch gar viele, für die der.
Theaterbetrieb als ständiger Kunde in Frage kömmt: von

,

der Billettfabrik angefangen bis zum Reinigungsinstitut, das

Zuschauerraum, Fenster, Treppen usw. in ständiger Ob¬

sorge hat, von der Feuerwehr, die ihre Dienste im allge¬
meinen nicht umsonst leistet, bis zur Wach- und Schließ»

gesellschaft verläuft diese Kurve der Interessenten. Gärtner

und Blumenhändler liaben direkte und indirekte Interessen,
Modehauser und Lokalitäten.

Denn letzten' Endes ist es ja nicht nur der Theaterbetrieb

selbst, der als Auftraggeber in Frage kommt. Letzten Endes

führt der Ausblick vom Schlüsselgewerbe des Theater¬

betriebs zu den Angestellten als Verbrauchern. Eugen
Friedebach, der Vorsitzende des Deutschen Chorsängerver-'

'

bandes, hat einmal mit vollstem Recht darauf hingewiesen,
dafi die Geldmittel, die eine Stadt für ihr Theater aufwendet,
in der gleichen Stadt nahezu. restlos wieder ausgegeben
werdenr Der Hinweis auf den Blumenhändler und den" Gast?

.

siättenbesitzer wäre hier zu vermehren. um Zimmerver¬

mieter und den gesamten Einzelhandel. Man kann in diesem

Zusammenhang natürlich nicht mehr von Schlüsselgewerbe
sprechen. Aber wenn man einmal daran geht aufzuzeigen,
in welchem Maße der Theaterbetrieb als Schlüsselgewerbe
anzusprechen ist, dann liegt eben der Hinweis darauf sehr

nahe, dafi darüber hinaus der Theaterbetrieb einer jener
Betriebe ist, dessen Einnahmen gewöhnlich da wieder aus¬

gegeben werden, wo sie getätigt wurden.

Es wäre freilich Anmaßung, nun Theater mit Schwer»
'

Industrie, Baugewerbe oder Wirtsgewerbe völlig gleich-
'

setzen zu wollen. Dafi aber das Theater die Erwerbsquelle
für eine Reihe von Branchen ist, deren eine, die des Agenten
z. B., jetzt erlöschen mußte, das muß doch wohl aufgezeigt
werden. .

INTERNATIONALES

Angestelltenausschuß
beim Internationalen Arbeitsamt

Wir haben in der Mainummer der „AfA-Bundeszeitung"
über die Entschließungen der ersten Tagung des Beratenden

Angestelltenausschusses beim Internationalen Arbeitsamt

vom 14. und 15. April ausführlich berichtet. Inzwischen sind

drese Entschließungen durch den Vorsitzenden des An¬

gestelltenausschusses, dem Vertreter der deutschen Reichs¬

regierung, Herrn Ministerialdirektor Weigert, im Namen des

Ausschusses dem Verwaltungsrat des Arbeitsamtes vor¬

gelegt worden.- Der Bericht hat nach Besprechung im Ver¬

waltungsrat folgende Beschlüsse gezeitigt:
Die vom Arbeitsamt angenommene Entschließung über,

die Arbeitslosigkeit wird an den Ausschuß für Arbeitslosig¬
keit überwiesen, damit dieser die zur Verminderung der

Arbeitslosigkeit der Angestellten . vorgeschlagenen Maß¬

nahmen prüft. Da der Ausschuß für Arbeitslosigkeit nicht

vor dem Monat Juni zusammentreten wird, hat der Präsident
des Verwaltungsrats darauf hingewiesen, daß di§ An»

gestellten in der Zwischenzeit die Möglichkeit. haben,, ihre;

Wünsche a.uch der Internationalen Arbeitskonferenz, die am

28. Mai in Genf beginnen wird, vorbringen'zu lassen. ,'.-', .,
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Die Entschließung über den Schutz der Erfindungen von

Angestellten und über die Konkurrenzklauselh wurde vom

Verwaltungsrat zunächst dem Beratenden Ausschuß der

geistigen Arbeiter überwiesen, da sich dieser mit den

gleichen Fragen beschäftigt. Es soll versucht werden, ein¬

heitliche Texte der beiden Ausschüsse zu gestalten. Der

Vorsitzende des Beratenden Angestelltenausschusses wird

eingeladen werden, die Entschließungen seines Ausschusses

bei der Beratung im Ausschuß der geistigen Arbeiter zu

vertreten.

Die weiteren Vorschläge des Angestelltenausschusses
über die Fragen, mit denen sich seine nächste Tagung be¬

schäftigen soll, sind im Verwaltungsrat noch nicht ent¬

schieden worden, da der Zeitpunkt für die nächste Tagung
des Angestelltenausschusses noch nicht feststeht.

Internationale 40-Stunden-Woche ¦

Tagung des IGB. in Madrid

Der Vorstand und der Ausschuß des Internationalen Ge¬

werkschaftsbundes hielten dieser Tage in Madrid unter dem

Vorsitz von Citrine (England) eine Sitzung ab. Von der

deutschen Landeszentrale waren Leipart, Graßmann, Auf¬

häuser, von verschiedenen Berufssekretariaten Tarnow,
Simon, Bernhardt, Urban, Müntner entsandt worden. Die

sozialistische Internationale war durch Vandervelde ver¬

treten. Dem in den Ruhestand getretenen bisherigen Sekre¬

tär Sassenbach wurde für seine erfolgreiche Tätigkeit Dank

und hohe Anerkennung ausgesprochen.
Aus dem Tätigkeitsbericht des neuen Generalsekretärs

Schevenels ging hervor, dafi die Sitzverlegung des IGB nach

Berlin am 1. Juli d. J. erfolgt. Das Örganisationsgebiet
wurde durch Neuanschlüsse von Landeszentralen erheblich

erweitert. Der IGB wird künftig mehr als bisher sein Inter¬

esse auch dem fernen Osten zuwenden. Im Mittelpunkt des

Tätigkeitsberichts stand der Kampf gegen die Reaktion. Das

Aktionsprogramm für 1931 und 1932, das die aktuellen

.Wirtschaftsfragen, Sozialpolitik, Arbeiterbildung und den

Kampf gegen den Krieg enthält, wurde eingehend erörtert

und angenommen. Das Hauptreferat über Wirtschaftskrise

und Arbeitslosigkeit erstattete Leipart, der nach Prüfung
der Ursachen die im Januar d. J. von der gemeinsamen
Kommission des IGB und der SAI zur Bekämpfung der

Arbeitslosigkeit aufgestellten Forderungen eingehend be¬

gründete. Internationaler Zollfrieden, Revision der Repa¬
rationen und 40stündige Arbeitswoche wurden vom Refe¬

renten mit besonderem Nachdruck vertreten. In der Aus¬

sprache wurde der internationale Charakter der gegen¬

wärtigen Krise von den Vertretern der einzelnen Länder

mit reichem Material bestätigt. Der Ausschuß genehmigte
das Züricher Prograrrfm. Damit ist die 40-Stunden-Arbeits-

woche nunmehr zur Forderung des Internationalen Gewerk-;

schaftsbundes erhoben und seine Vertreter werden bereits

die nächste Arbeitskonferenz in Gent benutzen, dort in

gleicher Weise in Aktion zu treten.

Ueber die Abrüstungsfrage berichtete Jouhaux, Frank¬

reich, um die Unzufriedenheit des IGB mit den Ergebnissen
der bisherigen Regierungskonferenzen deutlich auszu¬

sprechen. An die Stelle der nationalen müsse die inter¬

nationale Souveränität treten. Erst die Abrüstung könne

den Staaten die Sicherheit bringen. Neben der nationalen

Beeinflussung der Regierungen und dem Zusammenwirken

mit der Sozialistischen Arbeiterinternationale soll die Anti-

kriegskommission, die eine Kontrolle der Rüstungsindustrie
zur besonderen Aufgabe hat, erneut eingesetzt werden.

Ueber die internationalen Konventionen des Genfer Ar¬

beitsamts berichtete Mertens, Belgien. An die Ausschuß¬

sitzung schloß sich eine Tagung der Internationalen Berufs¬

sekretariate an, die sich im wesentlichen mit den gleichen
Fragen befaßte.

Die Madrider Verhandlungen des IGB, zu denen Vertreter

aus siebzehn Ländern erschienen und die von außerordent¬

lichem Ernst getragen waren, haben immer wieder geradezu
zwingend erwiesen, daß die herrschende Wirtschaftskrise

nur durch internationale Abkommen und Verständigung
zur Entspannung gebracht werden kann.

AUS DEM AFA-BUND

AfA-Bezirkskartell Bayern
Der Verwaltungsbericht für das Jahr 1930 vermittelt

interessante Aufschlüsse über die Entwicklung der frei¬

gewerkschaftlichen Angestelltenbewegung in Bayern, die

durch die politischen Verhältnisse und durch die wirt¬

schaftliche Struktur wesentlich beeinflußt wird. Nur unter

Einsatz aller Kräfte war es möglich, die AfA-Bewegung
zur Anerkennung zu bringen und so auszubauen, daß sie

heute als die stärkste der gewerkschaft¬
lichen Angestelltenbewegungen in Bayern
an der Spitze steht. Der industrielle Schwerpunkt
liegt in Nordbayern und zwar für die Metallindustrie im

Nürnberg-Fürther Wirtschaftsgebiet — für Spezialerzeug-
nisse kommt noch Schweinfurt mit seiner Kugellager¬
industrie in Frage — und für die Textil- und keramische

Industrie in Oberfränken. Südbayern hat eine größere An¬

häufung von Angestellten nur in München und Augsburg,
während in den übrigen Teilen die Landwirtschaft vor¬

herrscht. Dazu kommt noch, dafi auch die ideologische
Einstellung der Bevölkerung von Süd- und' Nordbayern er¬

heblich voneinander abweicht. Trotz aller Schwierigkeiten
hat die AfA-Bewegung eine erfreuliche Aufwärtsentwicklung
genommen.

Alle Berichte der Ortskartelle lassen eine sehr be¬

grüßenswerte Aktivität erkennen, die Durchorganisierung
machte gute Fortschritte. Die Zahl der Ortskartelle stieg
auf 39. Besonders hat die Veranstaltung von sozial- und

wirtschaftlichen Schulungskursen und Konferenzen auf die

Tätigkeit der Ortskartelle befruchtend gewirkt. Der Be¬

zirksvorstand nahm in einer größeren Anzahl von Vor¬

standssitzungen und erweiterten Bezirksvorstandssitzungen
zu allen grundsätzlichen Fragen Stellung. Gegen die

Bestrebungen der Unternehmer auf Abbau der Sozialver¬

sicherung und vor allem der Arbeitslosenversicherung
wurde zusammen mit dem Allgemeinen Deutschen Gewerk¬

schaftsbund (ADGB) in öffentlichen Kundgebungen und

Entschließungen Stellung genommen. Für den Pressedienst
ist ein besonders geeigneter Kollege tätig. Es gelang, in¬

formatorische Aufsätze und Notizen nicht nur in der

Arbeiterpresse, sondern auch in bürgerlichen Zeitungen,
namentlich in der Provinz, unterzubringen.
Zur Schulung der Funktionäre wurden in der Zeit vom

1. Oktober 1928 bis 30. Juni 1930 drei größere Veran¬

staltungen durchgeführt und zwar in Form von Wochen¬

endkursen, -die teils in Nordbayern, teils in Südbayern
stattfanden. Diese Kurse haben sich sehr gut bewährt und

allen Teilnehmern eine Fülle von Material über wirtschaft¬

liche und arbeitsrechtliche Fragen vermittelt. Neben diesen

Schulungskursen fanden gelegentlich der Bezirkstagungen
der Reichsversicherungsanstalt für Angestellte (RfA) zwei

Vorkonferenzen der ÄfA-Vertrauensleute statt.

Auch nach außen gewann der AfA-Bund an Ansehen und

sein Einfluß in allen Fragen der Wirtschafts- und Sozial-

golitik, des Arbeitsrechts und in den öffentlich-rechtlichen

inrichtungen ist unbestritten. Angelegenheiten, die für

die Kollegen von Bedeutung sind, können ohne Stellung¬
nahme des AfA-Bundes nicht mehr durchgeführt werden.

Für die kommenden Kämpfe und Auseinandersetzungen
mit den Unternehmern steht auch der Bezirk Bayern wohl¬

gerüstet da.

Unter-Bezirkskonferenz

des AfA-Bundes in Zella-Mehlis

Die Bezirksleitung Mitteldeutschland des Allgemeinen
freien Angestelltenbundes hatte am 15. März die Ortskartelle

von Süd- und Westthüringen zu einer Konferenz einberufen,

die von den einzelnen Kartellen gut beschickt wurde. Kollege
K e fi n e r, Halle a. d. S. vom Bezirkskartellvorstand, in

dessen Händen die Leitung lag, gab einen umfassenden

Bericht über die allgemeine Lage, der von den Delegierten
mit lebhaftem Beifall aufgenommen wurde.

Den Ausführungen der einzelnen Kartellvorsitzenden

konnte man entnehmen, daß der AfA-Gedanke in Thüringen
in weiterem starken Vormarsch ist. Auf Grund der rührigen
Arbeit des neuen Bezirksleiters, Kollegen Keßner, sind

in der letzten Zeit eine ganze Anzahl neue Ortskartelle ge¬

gründet worden. Besondere Aufmerksamkeit wird der

straffen Zusammenfassung der ländlichen Bezirke, die be-
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kenntlich gegen das vorherrschende kleinbürgerliche Ressen¬

timent unter den Angestellten immer am schwersten zu

kämpfen haben, in Zukunft gewidmet werden. Die Auf¬

klärung unter den Angestellten ist von jeher eine der vor¬

nehmsten Aufgaben des AfA-Bundes, die in-der heutigen

Zeit mehr denn je zur Pflicht der Funktionäre gemacht

wird, um die Arbeitnehmer vor den Gewerkschaftsspaltern

von rechts und links nachdrücklichst zu warnen.

Erfreulicherweise konnte festgestellt werden, daß im all¬

gemeinen die Zusammenarbeit mit den Ortsausschüssen des

ADGB und ADB sehr gut ist. Diese Solidarität, die die

freien Angestellten innig mit den gleichgesinnten Arbeitern

und Beamten verbindet, ist das Bollwerk, gegen das die

Reaktion vergeblich anrennt.

Die zu Ende des Jahres stattfindenden Wahlen zur Reichs¬

angestelltenversicherung waren Gegenstand besonderer Be¬

ratung. Hier wird wieder Gelegenheit gegeben sein, mit den

gegnerischen Organisationen und deren Vertretern im'

Reichstag, insbesondere mit den Herren Lambach, Thiel und

Schneider, abzurechnen und den Angestellten zu zeigen,

wer in Wirklichkeit ihre Interessen vertritt. Auf Grund der

erreichten Erfolge (Herabsetzung der 'Altersgrenzen zum

Ruhegehaltsempfang bei Arbeitslosigkeit) sieht der AfA-

Bund dem bevorstehenden Kampf mit Ruhe entgegen. Selbst

heute bei der schwierigen politischen Lage konnte Kollege
Aufhäuser die Unabdingbarkeit der Gehaltszahlung im

Krankheitsfalle durchsetzen. Ein Erfolg, den die Angestellten
allein der Initiative des AfA-Bundes verdanken.

Morgenfeier des AfA-Ortskartells Augsburg
Seit einer Reihe von Jahren hatte das Ortskartell Augs¬

burg des Allgemeinen freien Angestelltenbundes keine so

gewaltige Kundgebung anläßlich des Maifeiertages zu ver¬

zeichnen, wie dies in der schlichten Morgenfeier vor voll¬

besetztem Haus zum Ausdruck kam. Eingeleitet wurde die

Veranstaltung durch einen Festmarsch und durch die

Ouvertüre zur Oper „Wilhelm Teil" durch eine Abteilung
des Neuen Augsburger Konzert-Orchesters. In seiner Fest¬

rede wies Hauptlehrer Chr. Arnold auf die markantesten

Grundstöcke des Maigedankens hin. In dem jahrzehnte¬
langen Kampf der Arbeiterklasse für den Frieden und den

Achtstundentag haben diese beiden Ziele des großen so¬

zialen Ringens in keiner Weise an symbolischem Werl ein¬

gebüßt. Trotz Völkerbund und Abrüstungskonferenzen
scheint die Sache des Weltfriedens nicht jene Fortschritte

zu machen, die die ernsten Friedensfreunde erhoffen. Des¬

halb wird das Weltproletariat weiterhin in selbstbewußter

und unerschütterlicher Einigkeit den Willen und die Kraft be¬

kunden, um alle wirtschaftlichen und nationalistischen Gegen¬

sätze der kapitalistischen Welt zunichte zu machen. Dann

erst wird es Wirklichkeit werden, daß die menschliche Gesell¬

schaft aus dem Tiefpunkt unerhörter Krisen herauskommt.

Der zweite Teil der Veranstaltung brachte die Vorführung
des Kulturfilms ,„Rund um den Erdball". Auf seiner Fahrt

führte uns der Dampfer „Resolute" in die südliche Land¬

schaft, zeigte die geheimnisvollen Sitten und Bräuche der

atlantischen Länder, Bau- und Kunstwerke aller Zonen und

aller Jahrhunderte in technisch und künstlerisch einwand¬

freien Bildern.

Die in seltener Form und mit außerordentlicher Wirkung
zum Vortrag gebrachten Violinsolis der Herren S. Bleier

und Wachholz weckten den besonderen Beifall der statt¬

lichen Zuhörerschaft.

Die außerordentlich gelungene Veranstaltung fügte sich

zugleich in den Rahmen ein, der von der Ortskai telleitung
gesteckt worden war, künstlerisch-kulturelle Darbietungen
zu unterstützen.

AfA-Ortskartell Breslau

Die Jahreshauptversammlung des AfA-Ortskartells Bres¬

lau am 13. April bewies erneut, daß es in der freien An¬

gestelltenbewegung auch in Breslau trotz der ungeheuren
Wirtschaftskrise der Gegenwart vorwärtsgeht.

In seinem Geschäftsbericht ging der Vorsitzende, Kollege
Wachsner, zunächst auf die Wirtschaftskrise ein. Be¬

sonders behandelte er dabei die Arbeitsmarktlage für die

Angestellten und die von den freien Gewerkschaften ge¬

machten Vorschläge zur Linderung der Arbeitslosigkeit.
Was das AfA-Ortskartell zur Linderung der Krise speziell
in Breslau und Schlesien für die Angestellten tun konnte,
wurde getan. Wir haben alle Bestrebungen ouf Ratifizierung
des polnischen Handelsvertrages unterstützt und an dem,

Frachtensenkungsprogramm für Niederschlesien mitgewirkt.
Wir haben ferner mit Unterstützung des AfA-Bandesvor-

standes alles getan, um der schlesischen Waggonindustrie

Aufträge der Reichsbahn zuzuführen. — Am Schluß seines-

Berichtes ging Kollege Wachsner auf die vom ADGB und

AfA-Bund von der SPD im Reichstag veranlaßten sozial¬

politischen Anträge und die Forderung auf Einführung der.

40-Stunden-Woche ein.

Die Mitgliederbewegung der Verbände war im Berichts¬

jahr stabil, was .in Anbetracht der ungeheuren Wirtschafts¬

krise und Arbeitslosigkeit sehr erfreulich ist. Der Vorstand

erledigte seine Aufgaben in acht Sitzungen. Die Plenar»

Versammlungen beschäftigten sich u. a. mit folgenden
Themen: Kartelle und Truste, Finanz- und Steuerfragen,

Wirtschaftskrise, Angestelltenversicherung. Zwei besondere

Mitgliederversammlungen, in denen die Kollegen Göring
und Dr. Suhr vom AfA-Bundesvorstand über den Ausbau

der AV und über Wirtschaftskrise, Gehaltsabbau und Not¬

verordnung sprachen, waren gut besucht. Mit dem ADGB

gemeinsam wurden die Maifeier und eine Kundgebung gegen

den Lohnabbau veranstaltet.

Das Oitskartell ist durch Kollegen Wachsner im Aufsichts»'

rat des Gewerkschaftshauses vertreten sowie in den Beiräten

der Arbeiter-Bank, der Lindcar-Fahrradwerke und der

Dewog. Neben Sitzungen mit diesen. Einrichtungen der.

Arbeiterbewegung wurden zahlreiche Sitzungen und Be¬

sprechungen mit den Behörden wahrgenommen. Außerdem

wurden Tagungen des Reichsbanners, die Jubilarfeier des

Polierbundes, der Verbandstag des DWV und Tagungen
zahlreicher kultureller Körperschaften beschickt.

Die Zusammenarbeit mit dem ADGB war gut Die

Schulungsabende für die Betriebsräte und Arbeitsrichter,

wurden gemeinsam mit dem ADGB durchgeführt. Außer¬

dem fanden eine Reihe gemeinsamer Veranstaltungen in be¬

sonderen Fragen statt. Etwa zehn Sitzungen wurden im

Freien Funkausschuß und im Gewerkschaftsausschuß der.

Schlesischen Funkstunde wahrgenommen. Erhebliche Arbeit,
die aber durch guten Erfolg belohnt wurde, verursachte die

Arbeiter-Kulturausstellung. Die Amtsperiode der Arbeits¬

richter war in der Berichtszeit abgelaufen. Es gelang in

langwierigen Verhandlungen, bei den Neuberufungen die

Zahl der Arbeitsrichter um 10 auf 28 zu steigern. Von der

„Dewog" wurden in der Hubenstrafie 186 Wohnungen fertig¬

gestellt, die bereits ebenso wie die Läden restlos vermietet

worden sind. Die AfA-Tarifkommission für Handel und

Industrie trat nach Bedarf zusammen und bewährte sich

gut. Bei der Wahl zur Angestelltenversicherung fiel dem

AfA-Bund bekanntlich je ein Sitz im Stadt- und Landkreis

Breslau zu. Erfreulicherweise nehmen nun die Mitglieder
der AfA-Verbände in steigendem Maße bei vorkommenden

Fällen die Hilfe unseres Vertrauensmannes, des Kollegen'
Kremser, vom ZdA., in Anspruch. Die Zahl der gegebenen
Auskünfte stieg im Berichtsjahr auf 228. Heilverfahrens¬

anträge wurden 136 durchgeführt sowie 58 Rentenanträge,

aufgenommen.
Den Bericht über die Arbeit des Arbeiter-Bildungsaus-

schusses erstattete Kollege Wiedemann als AfA-Delegierter,
im ABA. Er wies am Schluß seiner Ausführungen besonders

auf das am 1. und 3. Mai in der Jahrhunderthalle zur Durch¬

führung gelangende Riesenchorwerk „Kreuzzug der.

Maschine" hin und bat, für einen Techt guten Umsatz der.

Eintrittskarten im Vorverkauf bemüht zu sein. Die Zu¬

sammenarbeit mit dem ABA war gut.
Der Kassenbericht des Kollegen Röpke ergab geordnete

Finanzverhältnisse, so dafi dem Kassierer einstimmig Ent¬

lastung erteilt wurde.

An der Aussprache, die für alle drei Berichte gemeinsam

stattfand beteiligten sich die Kollegen Schirmer, Swolinzky,

Hübner und Mordstein.

Die Wahl ergab einstimmige Wiederwahl des gesamten

Vorstandes. — Ueber die 2. Schlesische AfA-Bezirks-

konferenz berichtete Kollege Wiedemann. Kollege Klaar.

wies in einer kurzen Aussprache eindringlich auf die Eigen¬

unternehmungen der Arbeiterbewegung hin.

Die Jahreshauptversammlung nahm einen sehr erfreu¬

lichen Verlauf und berechtigte zu der festen Zuversicht, daß

es gelingt, die Schwere der Gegenwart ohne Schaden für die

Bewegung zu überwinden und weiterhin erfolgreiche Arbeit

für eine Aufwärtsentwicklung der freien Angestellten»

bewegung auch in Breslau zu leisten.

AfA-Ortskartell Stuttgart
Die örtlichen Gliederungen Stuttgart des AfA-Bundes und

des ADB hatten ihre Mitglieder zum 1. Mai zu einer gemein»
samen wohlgelungenen, künstlerisch ausgestalteten Abend¬

versammlung in den mit den Farben der Republik ge«

schmückten großen Saal des Bürgermoseums eingeladen.
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Der Kollege Dr. Völter, Berlin, Vorstandsmitglied des

ADB, ging in seiner Festrede aus von den im Jahre 1889

in Paris aufgestellten Forderungen für die internationale

Maifeier, Einführung des Achtstundentages, Ausbau der

sozialen Gesetzgebung, für Völkerfrieden und Völkerver¬

ständigung. Diese Forderung, die auch heute noch die

grundsätzlichen Forderungen der Arbeitnehmerschaft der

ganzen Welt sind, haben insofern eine Aenderung und Aus¬

weitung zu erfahren, als die Entwicklung der Technik, die

Rationalisierung und die grofie Zahl der Arbeitslosen den

Uebergang zur 40stündigen Arbeitswoche bedingen und er¬

möglichen. Dr. Völter betonte die Schicksalsverbundenheit

der Angestellten und Beamten mit der modernen Arbeiter¬

bewegung im Abwehrkampf gegen den Imperialismus und

Faschismus. Mit dem Hinweis auf das Versagen des Kapi¬
talismus in der die ganze Welt erschütternden Wirtschafts¬

krise begründete er die Notwendigkeit des Sozialismus. Er

schloß seinen mit lebhaftem Beifajl aufgenommenen Vortrag

mit einem Aufruf an die Versammelten, an der Stärkung

der Organisation und dem sozialpolitischen Fortschritt und

an der Propaganda für den Völkerfrieden mitzuwirken und

ließ seine Festrede ausklingen in einem Hoch auf die frei¬

gewerkschaftliche Internationale der Arbeiter, Angestellten
und Beamten.
Die Festrede war umrahmt von musikalischen Dar¬

bietungen des Philharmonischen Orchesters und Lieder-

vortragen des Singchors der Buchdruckergesellschaft unter

Leitung von Chormeister Härle.

Deutscher Werkmeister-Verband,
Bezirksverein Stettin I

Die heutige Versammlung des Bezirksvereins Stettin I

des Deutschen Werkmeister-Verbandes, Düsseldorf, hat mir

Entrüstung davon Kenntnis genommen, dafi vom Reichs¬

arbeitsministerium Eingriffe in die RfA geplant sind und

auch schon Verhandlungen darüber stattgefunden haben,
ohne Vertreter der RfA dazu einzuladen.

Die zahlreich anwesenden Mitglieder protestierten auf das

schärfste gegen ein derartiges Gebaren und bitten die Ver¬

treter der Angestellten im Reichstag, sich mit aller Schärfe

gegen jeglichen Eingriff irgendeiner Regierung in die Be¬

stände der RfA zu wehren, da wir ja nicht nur sämtliche

Mittel mit den Arbeitgebern selbst aufbringen, ohne Zu¬

schuß des Reiches, sondern sogar noch eine große
Anzahl Reichsbeamte davon bezahlen müssen.

Die Anwesenden sprechen dem Arbeitsminister ihre

schärfste Mißbilligung aus.

Oskar-v. Miller-Stiftung,
München, Deutsches Museum

Der Reichsminister des Innern hat unseren Kollegen
Heinrich Kaufmann- München, Bezirksleiter des AfA-

Bundes für Bayern, auf Vorschlag der gewerkschaftlichen
Spitzenorganisationen zum Vertreter der deutschen Arbeiter

im Veiwaltungsrat der Stiftung für das Geschäftsjahr 1931/32
ernannt. Die Stiftung wurde zur Ehrung des Gründers und

Erbauers des Deutschen Museums, Dr.-Ing. Oskar von Miller

in München, zu seinem 60. Geburtstage bei der Einweihung
des Deutschen Museums gegründet.

Arbeitsbericht

der AfA-Zentrale vom 26. April bis 25. Mai 1931

Wirtschaftspolitik
Die Arbeiten der wirtschaftspolitischen Abteilung be¬

schäftigten sich insbesondere mit den öffentlichen

Finanzen. Die Vorarbeiten zum AfA-Geschäftsbericht

wurden fortgesetzt. Die Tabaksteuerverände¬

rungen und die Lage der Werk Sparkassen bil¬

deten den Gegenstand besonderer Beratungen.
Die Lage der Oberschlesischen Hütten gab

Veranlassung zu Eingaben und Verhandlungen.

Sozialpolitik
Der AfA-Bund nahm in mehreren Presseinformationen Stel¬

lung zur Situation in der Angestelltenver¬
sicherung. Er wendet sich energisch gegen die Angriffe
auf das Vermögen der Angestelltenversicherung sowie gegen
den von bestimmter Seite erhobenen Plan einer Ge¬

fahrengemeinschaft zwischen AV, JV und Knapp¬
schaft. Der am 22. Juni tagende Bundesausschuß wird sich

mit dieser Angelegenheit beschäftigen, (s. auch Art. auf

S. 110 d. Nr.) Den Vertrauens- und Ersatzleuten in der

Angestelltenversicherung wird eingehendes Informations¬

material zur Verfügung gestellt.

r Die Funktionäre in der Arbeitslosenversiche¬

rung wurden über die Finanzlage der Reichs-

-anstalt orientiert.

Das zweite Teilgutachten der Brauns-

Kommission ist inzwischen veröffentlicht worden. Wir

berichten darüber auf S. 105 d. Nr. In einer Sitzung im

.Reichsarbeitsministerium, der eine kurze Vor-

„beratung im SWP-Ausschuß voranging, wurden die Vor¬

schläge der Gu t a ch te r k o mm i s si o n einer

eingehenden Kritik unterzogen. Unsere und die

Vertreter des ADGB betonten die Darlehnspflicht
des Reiches und wandten sich energisch gegen den ge¬

planten Leistungsabbau. In diesem Falle würde

. man einer geringen Beitragserhöhung den Vorzug geben.
Im Berichtsmonat fanden erneute Verhandlungen über die

Errichtung eines Rationalisierungsaus¬
schusses beim RKW statt.

Einer Besprechung der Reichsarbeitsgemeinschaft für

Jugend-, Erholungs- und Heilfürsorge (Jehrag) mit den

wirtschaftlichen Organisationen der Arbeitgeber und Arbeit¬

nehmer wohnte ein Vertreter des AfA-Bundes bei. Es wurde

eine Entschließung angenommen, wonach die gegenwärtige
Urlaubsregelung für die erwerbstätigen
Jugendlichen vom Standpunkt der Gesundheits¬

fürsorge als unzureichend angesehen wird. Die Jehrag
hält die sofortige gesetzliche Regelung einer ausreichenden

Urlaubsgewährung für dringend erforderlich.
Eine Sitzung am 4. Mai im Preußischen Handels¬

ministerium beschäftigte sich mit Fragen der Unfall¬

verhütung.
Am 11. Mai war der Entwurf einer Verordnung

zum Schutze für Bauarbeiten Gegenstand einer

Beratung im ADGB.

Der Ausschuß für Büro- und kaufmän¬
nische Betriebe der deutschen Gesellschaft
für Gewerbehygiene beschäftigte sich am 12. Mai

mit den weiteren Arbeiten der Kommission und stellte ein

Programm auf, nach welchem zunächst eine technische Er¬

fassung sämtlicher im Handel befindlichen Büromaschinen

vorgenommen werden soll. Anschließend wurde die neue

Wanderausstellung „Arbeitssitz und Arbeitstisch" im Deut¬

schen Arbeitsscrtutzmuseum besichtigt.
Vertreter des AfA-Bundes folgten einer Einladung zu

einem Vortrag des stellvertretenden Direktors des IAA

Butler über Rationalisierungsprobleme in den

Vereinigten Staaten, der am 18. Mai im RAM

stattfand.

Die Arbeitsgemeinschaft für Unfallver¬

hütung verabschiedete in ihrer Sitzung am 19. Mai die

endgültige Fassung der Normal-Unfall¬

verhütung sv o r seh r i ft en für den Kom¬

pressorenbau. Der AfA-Bund war vertreten.

Die Sitzung der Kreditgemeinschaft gemeinnütziger
Selbsthilfeorganisationen wurde im Berichtsmonat von

einem Vertreter des AfA-Bundes wahrgenommen.
In einer Besprechung mit den Leitern der Rechtsschutz¬

abteilungen der Verbände wurde die Frage der O r d -

nu ngsst r a f g e wal t gegen Ver ba n ds v e r t r e-

t e r erörtert. Weiter beschäftigte sich der Ausschuß mit

den bezahlten Mehrfachvertrelern und mit der

Handhabung der Zwangsvollstreckung
durch die Arbeitsgerichte.
An einer Sitzung des Vorstandes des Arbeits¬

gerichtsverbandes am 7. Mai nahm ein AfA-Ver¬

treter teil.

Reich, Staat und Gemeinden

Der AfA-Behördenausschuß beschäftigte sich

mit der Arbeitszeit der Beamten, Grenz¬

bereinigungen mit dem G e s a m t v er ba n d

und Vorgängen im Hauptbetriebsrat des

Reichs wehrministeriums.

Bergbau
Der AfA-Bergbauausschuß nahm Stellung zur Auf¬

stellung der Kandidaten für die Arbeits¬

kammerwahlen im Ruhrbergbau.

Lohnpolitik
Der lohnpo 1 i tische Ausschuß beschäftigte sich

mit der tarifpolitischen Lage, insbesondere mit dem

Schiedsspruch der Nordwestlichen Gruppe,
und der Frage der Kalenderreform. Ferner wurden

Beschlüsse über die Auswertung des materiellen

Teils der Tarifstatistik gefaßt.
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Bildungswesen
Der Bildungsausschuß befaßte sich mit den

Programm planen der „Deutschen Well e".

An den Sitzungen der „Deutschen Welle" nahm ein AfA-

Kollege teil, ebenso an den allgemeinen Funkfragen ge¬

widmeten Besprechungen der Freien Fuhkzentrale.

In einer gemeinsamen Diskussion der Gewerkschaften und

der Partei im Preußischen Innenministerium über die Satzun¬

gen der Deutschen Schulefür Erwachsenen¬

bildung wurde keine Einigung erzielt.

Um erwerbslosen Erziehungsberechtigten

die Berufsausbildung ihrer Kinder an Mit¬

tel- und höheren Schulen, an Fach- und

Handelsschulen zu ermöglichen, wurde an die zu¬

ständigen Stellen der 17 Länder eine Eingabe um Schul-

g e 1 d e r 1 a fi gerichtet.
Auf einer Kundgebung des ADB über die

Reform des Schulaufbaues und Vorbildungs¬
fragen der Beamten war der AfA-Bund vertreten.

Im Berichtsmonat fanden mehrere Besprechungen mit

Vertretern des ADGB und AfA-Bundes über die Auf¬

führung des Filmes „Im Westen nichts

Neues" statt. Die AfA-Orts- und Bezirkskartelle wurden

über die Vorführmöglichkeiten informiert.

Am 26. April wurde vom AfA-Ortskartell Gera ein Bil¬

dungskursus durchgeführt, auf dem Kollege Greil über „Die
deutsche Steuerpolitik, ihre wirtschaftlichen und sozialen

Auswirkungen" referierte.

Am 16. und 17. Mai fand für Südbayern ein Wochenend¬

kursus statt, auf dem Dr. Löwenfeld über „Die Recht¬

sprechung des Arbeitsgerichtes untei besonderer Berück¬

sichtigung der Betriebsrätefragen" und Kollege Göring über

„Die deutsche Gewerkschaftsbewegung unter besonderer Be¬

rücksichtigung der Angestelltenbewegung" sprachen.

Vorstand

Der AfA-Bundesvorstand beschäftigte sich in seiner

Sitzung vom 6. Mai mit der Lage in den AfA-Ver¬

bände n besonders in organisatorischer und finanzieller

Hinsicht. Er verabschiedete einen Entwurf für die auf dem

nächsten AfA-Kongrefi vorzunehmenden Satzungs¬
änderungen. Von einer Beteiligung an der Allgemeinen
Deutschen Gesellschaft für Ferienerholungsheime nahm er

Abstand. Ferner erörterte er die Bildung des Aus¬

schusses für Menschenökonomie beim RKW.

Zum Schluß nahm er einen eingehenden Bericht über die

am Vortage stattgefundene Anhörung der Gewerk¬

schaften im RAM betreffe nd ihre Stellung
zu den Vorschlägen der Gu t a ch t er kom-

mission zur Arbeitslosenversicherung ent¬

gegen.
An der IGB-Ausschußsitzung vom 27. bis

29. April in Madrid und an dem Kongreß des Inter¬

nationalen Bundes der Privatangestellten
vom 11. bis 15. Mai in Amsterdam nahm Kollege Auf¬

häuser teil.

Der Vorstand der Unterstützungsvereini¬

gung tagte im Berichtsmonat mehrmals. An Stelle des

Kollegen Aufhäuser wurde Kollege Göring als Vorstands¬

mitglied vorgeschlagen und gewählt.
An dem 5. Informationsabend des ADGB«

Pressefachausschusses beteiligten sich mehrere

AfA-Redakteure. Dr. Erich Rinner sprach über „Sozialpolitik
und Reichsfinanzen".
An der Kuratoriumssitzung des Instituts

für Konjunkturforschung nahm ein Kollege und

an einem Diskussionsabend der Deutschen

Gesellschaft für Wohnungsreform über das

Problem der Kleinstwohnungen nahm ebenfalls

ein AfA-Vertreter teil.

. Mit dem AfA-Ortskartell Leipzig fand eine Besprechung
betreffend Kongreßvorbereitungen statt.

Der Eröffnung der Deutschen Bauausstel¬

lung 1931 wohnte ein Vorstandsmitglied bei, ebenso der

Jubiläumsfeier des Deutschen Arbeiter¬

sängerbundes in der Philharmonie.
Die am 13. Mai stattgefundene Bundesausschuß"

Sitzung des ADGB, sowie eine Sitzung mit dem Ge¬

samtverband in Hamburg am 22. Mai wurde durch den AfA-

Bund beschickt.
Ueber die Einführungder 40-Stunden-Woche

in den Eigenbetrieben der Arbeitnehmerbewegung
fand eine weitere Besprechung zwischen ADGB und AfA-

Bund statt.
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